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4 Güterverkehr und Klimaschutz

4.1 Einleitung 

237. Die CO2-Emissionen des Straßengüterverkehrs
sind eines der großen ungelösten Probleme der deutschen
Klimapolitik. Während sich mit drastisch erhöhter Ener-
gieeffizienz im Bereich der Raumwärmebereitstellung
und einer vollständigen Umstellung der deutschen Strom-
erzeugung auf regenerative Energiequellen praktikable
Lösungen für wichtige Emissionsbereiche abzeichnen
und auch im Bereich des motorisierten Individualver-
kehrs regenerative Elektromobilität auf der Basis von
Batteriesystemen in greifbare Nähe rückt, werden im Be-
reich des Straßengüterverkehrs bisher nicht einmal mögli-
che Lösungsansätze in der Klimapolitik thematisiert. Die-
ser Umstand ist insofern alarmierend, als der
Straßengüterverkehr nicht nur mit 67 Mt CO2/a einen
substanziellen Anteil an den deutschen Gesamtemissio-
nen hat, sondern Güterverkehrsprognosen auch davon
ausgehen, dass sich die Güterverkehrsleistung bis 2050
verdoppeln kann (ICKERT et al. 2007). Der Sachverstän-
digenrat für Umweltfragen (SRU) hat daher das Problem
der Treibhausgas-Emissionen (THG-Emissionen) des
Straßengüterverkehrs aufgegriffen, um eine längst über-
fällige Diskussion um notwendige und mögliche Lösun-
gen anzustoßen.

Auch wenn der Güterverkehr in der Luft sehr hohe
Wachstumsraten verzeichnet und der internationale See-
güterverkehr das mit Abstand höchste Transportaufkom-
men hat, hat sich der SRU entschlossen, diese beiden
wichtigen Verursachungsbereiche im Rahmen dieses Um-
weltgutachtens nicht zu thematisieren, da hier sehr viel
stärker international einvernehmliche Lösungsansätze
verfolgt werden müssen als im Bereich des Straßengüter-
verkehrs. Zudem hätte eine angemessene Behandlung
dieser Bereiche den zur Verfügung stehenden Rahmen
des Umweltgutachtens gesprengt. Dies soll aber in keiner
Weise die Bedeutung durchgreifender Lösungsansätze für
den Luft- und Seeverkehr herunterspielen.

Aus Klimaschutzgründen ist es erforderlich, bis zum Jahr
2050 die deutschen THG-Emissionen um 80 bis 95 % zu
senken (SRU 2011). Legt man dieses Ziel für alle Emit-
tentengruppen zugrunde, betragen die verbleibenden zu-
lässigen absoluten THG-Emissionen des Güterverkehrs
im Jahr 2050 lediglich 2,3 bis 9,2 Mt/a. Eine derartig
drastische Reduktion der THG-Emissionen wird ohne
grundlegend neue Lösungsansätze nicht zu erreichen
sein, zumal eine Umstellung auf Biotreibstoffe an der be-
grenzten Verfügbarkeit nachhaltig angebauter Biomasse
scheitert. 

4.2 Bestand und Entwicklungen 

238. Grundsätzlich zeichnen den Güterverkehr hohe
Wachstumsraten und vergleichsweise hohe CO2-Emissio-
nen aus. Eine Analyse voraussichtlicher zukünftiger Ent-

wicklungen zeigt deutlich, dass zusätzlicher Handlungs-
bedarf besteht, um die gesteckten Klimaschutzziele zu
erreichen. 

4.2.1 Historische Entwicklung und Status quo 

239. Zum Verständnis des Problembeitrags des Güter-
verkehrs ist es erforderlich, die historische Entwick-
lungsdynamik der Güterverkehrsleistung und des resul-
tierenden Energiebedarfs zu kennen. Erst vor diesem
Hintergrund erschließt sich die ganze Tragweite des Pro-
blems und der sich abzeichnenden Handlungsdefizite.

4.2.1.1 Verkehrsleistung

240. Im Jahr 2010 betrug die Güterverkehrsleistung
(ohne Luftfrachtverkehr) in Deutschland 620 Mrd. tkm
(Statistisches Bundesamt 2011c). Dem Territorialitäts-
prinzip entsprechend wurden bei der Berechnung alle
Verkehre – und nur die – berücksichtigt, die auf deut-
schem Territorium erbracht wurden. 

Güterverkehr: Segmentierungen und Maßeinheiten

Der Güterverkehr umfasst die Beförderung von Gütern
mittels verschiedener Verkehrsträger (Modi). Grund-
sätzlich lässt sich der motorisierte Güterverkehr in die
Modi Straßengüterverkehr (Lkws), Schienengüterver-
kehr, Frachtschiffverkehr (See- und Binnenschiffe) und
Luftfrachtverkehr (v. a. Flugzeuge) unterteilen (Modal
Split), die sich unter anderem durch ihre Infrastruktur
voneinander unterscheiden. Oftmals wird zwischen den
Hauptverkehrsrelationen Binnenverkehr, grenzüber-
schreitender Verkehr sowie Durchgangsverkehr unter-
schieden. Darüber hinaus wird der Bereich des landge-
bundenen Güterverkehrs üblicherweise in Nahverkehr
(Strecke kürzer als 50 km), Regionalverkehr (Strecke 50
bis 150 km) und Fernverkehr (Strecke länger
als 150 km) unterteilt. 

Güterverkehr wird mithilfe verschiedener Maßzahlen
quantifiziert. Das Verkehrsaufkommen wird in Tonnen
(t) angegeben. In Verbindung mit der Transportstrecke
(km) ergibt sich die Verkehrsleistung (auch Verkehrsauf-
wand) in der Einheit Tonnenkilometer (tkm). Wird bei-
spielsweise ein großes Verkehrsaufkommen über eine
kurze Strecke transportiert, kann damit dieselbe Ver-
kehrsleistung verbunden sein wie mit dem Transport ei-
nes geringen Verkehrsaufkommens über eine längere
Strecke. Unter Gütertransportintensität versteht man das
Verhältnis der Güterverkehrsleistung zum Bruttoin-
landsprodukt (tkm/€). Wächst die Verkehrsleistung
(tkm) ebenso stark wie das Bruttoinlandsprodukt (BIP),
bleibt die Verkehrsintensität konstant.

Bestand und Entwicklungen
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Aufgeteilt nach Verkehrsträgern ergab sich folgendes
Bild (vgl. Abb. 4-1): Der Straßengüterverkehr hatte (mit
434 Mrd. tkm = 70 %) im Vergleich zum Schienengüter-
verkehr (107 Mrd. tkm = 17 %) und zur Binnenschiff-
fahrt (62 Mrd. tkm = 10 %) den mit Abstand größten An-
teil an der gesamten Güterverkehrsleistung.

Die Wahl des Verkehrsmittels hängt von vielen Faktoren
ab, so der Art des zu befördernden Gutes, der Transport-
entfernung, der Transportdauer mit verschiedenen Modi
und den mit dem Transport verbundenen Kosten. Eine
scharf abgegrenzte Zuordnung von Gütergruppen zu Ver-
kehrsmodi existiert daher nicht. Vielmehr werden die Gü-
ter derselben Gütergruppen mithilfe verschiedener Modi
über unterschiedliche durchschnittliche Entfernungen
transportiert. In der Statistik werden Gütergruppen zu Gü-
terabteilungen zusammengefasst. Abbildung 4-2 zeigt die
Aufteilung der Güterverkehrsleistung nach Modi und Gü-
terabteilungen (2010). 

Die Güterverkehrsleistung in Deutschland hat seit Mitte
der 1990er-Jahre kontinuierlich zugenommen und er-

reichte im Jahr 2007 mit 693 Mrd. tkm ihren vorläufigen
Höchstwert. Die Jahre 2008 und 2009 stellten aufgrund
der Finanz- und Wirtschaftskrise eine Abweichung vom
langjährigen Trend dar. Durch die Wirtschaftskrise sank
die Güterverkehrsleistung bis 2009 um mehr als 10 %
(vgl. Abb. 4-1), um aber bereits im Jahr 2010 mit der sich
erholenden Wirtschaftsleistung wieder deutlich anzustei-
gen. 

Drei Viertel des Gesamtaufkommens (in Tonnen) werden
im Binnenverkehr transportiert, wobei etwa die Hälfte
dieses Aufkommens aus dem Bereich der Steine und Er-
den stammt (ICKERT et al. 2007, S. 68). In der vergange-
nen Dekade sank der Anteil dieses Bereichs, was in ei-
nem sinkenden Anteil des Binnenverkehrs am gesamten
Güterverkehrsaufkommen resultierte.

Seit 1960 hat sich die Güterverkehrsleistung in Deutsch-
land vervierfacht (LAMBRECHT et al. 2009). Allein
zwischen 1991 und 2010 ist die Güterverkehrsleistung in
Deutschland um etwa die Hälfte gewachsen. Auffällig ist,
dass das Güterverkehrsaufkommen langsamer gewachsen

A b b i l d u n g  4 - 1

Entwicklung der Güterverkehrsleistung zwischen 1995 und 2010 nach Modi

2008 bis 2010: keine Angaben zur Luftfrachtverkehrsleistung
Quelle: BMVBS 2009; Statistisches Bundesamt 2011c 
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ist als die Güterverkehrsleistung, es also ein Wachstum
der durchschnittlichen Transportstrecken gegeben hat. Es
wird angenommen, dass sich dieser Trend auch in Zu-
kunft fortsetzen wird (vgl. Abschn. 4.2.2). 

Im Jahr 2010 wurde jede Tonne des Verkehrsaufkommens
über durchschnittlich 187 km transportiert (Statistisches
Bundesamt 2011c). Dabei lagen die Werte des Schienen-
güterverkehrs mit 302 km und des Binnenschiffsverkehrs
mit 271 km weit über dem Durchschnitt, der des Straßen-
güterverkehrs mit 159 km wenig darunter. 

Der Durchgangsverkehr (Transitverkehr) hat einen Anteil
von circa 16 % an der gesamten Güterverkehrsleistung in
Deutschland. Besonders aufgrund der EU-Osterweiterung
verzeichnete der Transitverkehr ein Wachstum, das mit
durchschnittlich 7,4 % pro Jahr (ICKERT et al. 2007,
S. 78) deutlich über dem Wachstum des gesamten Güter-
verkehrs lag.

4.2.1.2 Energiebedarf

241. In Statistiken wird oftmals der Energieverbrauch
des Sektors Verkehr nach den verschiedenen Modi (z. B.
Straße, Schiene), jedoch nicht immer unterteilt in Perso-
nen- und Güterverkehr, angegeben. Um dennoch ein
möglichst aussagekräftiges Bild zu erhalten, werden im
Folgenden zum Teil Werte unterschiedlicher Jahre ge-

nannt, wenn nicht alle Angaben für das gleiche Basisjahr
verfügbar waren. 

Im Jahr 2006 betrug der Energieverbrauch des Güterver-
kehrs in Deutschland 846 PJ/a (UBA 2009, S. 12), was
etwa einem Viertel des Energieverbrauchs des gesamten
Verkehrssektors entsprach. Im Straßengüterverkehr wur-
den hiervon 704 PJ/a (83 %) verbraucht. Der Luftfracht-
verkehr machte mit 84 PJ/a ein Zehntel, der Schienengü-
terverkehr mit 44 PJ/a ein Zwanzigstel und die
Binnenschifffahrt mit 14 PJ/a weniger als ein Fünfzigstel
des Energieverbrauchs des Güterverkehrs aus. 

Als Kraftstoffe werden im Verkehrssektor heute überwie-
gend Mineralölprodukte in Verbrennungsmotoren einge-
setzt, vor allem Diesel im Straßengüterverkehr und Kero-
sin im Luftverkehr. Der Schienenverkehr wird hingegen
überwiegend elektrisch betrieben. Der Energiebedarf des
Güterverkehrs ist zwischen 2000 und 2006 trotz deutlich
gestiegener Güterverkehrsleistung um circa 15 % gesun-
ken. Modal betrachtet, verzeichneten seitdem die Binnen-
schifffahrt ein geringes und der Luftverkehr ein starkes
Wachstum im Energieverbrauch, der Schienenverkehr
und der Straßengüterverkehr hingegen einen deutlichen
Rückgang. Dabei dürfte der reduzierte Energieverbrauch
insbesondere auf technische Verbesserungen und einen
Trend hin zu längeren Fahrstrecken zurückzuführen sein. 

A b b i l d u n g  4 - 2

Güterverkehrsleistung nach Modi und Güterabteilungen im Jahr 2010 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2011c
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4.2.1.3 CO2-Emissionen

242. Die vom inländischen Güterverkehr direkt verur-
sachten CO2-Emissionsmengen betrugen im Jahr 2008
43,9 Mt (LAMBRECHT et al. 2009), was 30 % der CO2-
Emissionen des Sektors Verkehr (152 Mt) entsprach.
Durch die Bereitstellung der eingesetzten Energieträger
wurden weitere Emissionen in Höhe von 23,5 Mt CO2eq
verursacht, sodass sich die durch den Güterverkehr insge-
samt verursachten Emissionen auf 67,5 Mt/a summierten
(IFEU 2008). Dies entsprach 6,8 % der nationalen THG-
Gesamtemissionen. 

Im zeitlichen Verlauf sind zwei gegenläufige Trends zu
erkennen. Zum einen bewirken technische und organisa-
torische Effizienzsteigerungen einen niedrigeren spezifi-
schen Kraftstoffverbrauch und folglich niedrigere spezifi-
sche Emissionen pro Tonnenkilometer Transportleistung.
Zum anderen bewirkte das in Abschnitt 4.2.1.1 beschrie-
bene Güterverkehrswachstum einen Anstieg der Gesamt-
emissionen. In der Vergangenheit waren die Steigerungen

der THG-Emissionen durch das Güterverkehrswachstum
größer als die Minderungen der THG-Emissionen durch
erhöhte Effizienz, sodass der Güterverkehr insgesamt ei-
nen Anstieg der THG-Emissionen verzeichnete. 

Güterverkehrsleistung, Bruttoinlandsprodukt (BIP) und
CO2-Emissionen des Güterverkehrs sind seit Mitte der
1990er-Jahre erheblich gewachsen (vgl. Abb. 4-3), wobei
die Zunahme der CO2-Emissionen (Wachstum um knapp
ein Viertel) deutlich niedriger ausfiel als die der Güterver-
kehrsleistung (Wachstum um mehr als die Hälfte). Die
CO2-Emissionen pro tkm Güterverkehrsleistung sind im
Betrachtungszeitraum um circa 20 % zurückgegangen. 

Weitere Umweltauswirkungen des Güterverkehrs in den
Bereichen Luftschadstoffemissionen, Lärm und Flächen-
bedarf werden in diesem Kapitel nicht weiter themati-
siert, da sich dieses Kapitel auf das ungelöste Problem der
THG-Emissionen des Güterverkehrs konzentriert. Sie be-
sitzen gleichwohl eine hohe Relevanz.

A b b i l d u n g  4 - 3  

Entwicklung von Güterverkehrsaufkommen, Güterverkehrsleistung, CO2-Emissionen und BIP in Deutschland 
(1995 = 100 %)

Daten zu CO2-Emissionen nur bis 2008 vorhanden. 
Quelle: BMVBS 2011; IFEU 2008; Statistisches Bundesamt 2010a; 2011b; 2011c
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4.2.2 Zu erwartende Trends

243. Vorhersagen zur weiteren Entwicklung des Güter-
verkehrs müssen eine Vielzahl von Einflüssen berück-
sichtigen. Eine einfache Extrapolation vergangener
Trends ist als Grundlage verkehrspolitischer Maßnahmen
unzureichend. Im Fokus von Verkehrsmengenprognosen
stehen dabei regelmäßig vor allem nachfrageseitige Ein-
flussfaktoren, insbesondere die ökonomische Entwick-
lung (Wirtschaftswachstum, wirtschaftliche Verflechtun-
gen, Strukturwandel, Energiepreise etc.). Auch
Annahmen zu technischen Entwicklungen sind von Be-
deutung, da die Effizienz des Energieeinsatzes im Ver-
kehr erhebliche Rückwirkungen auf die spezifischen
Emissionen des Verkehrs hat. 

Güterverkehrsleistung

244. Zu den zukünftigen Entwicklungen des Güterver-
kehrs liegt eine Vielzahl verschiedener Studien sowohl
für die EU (Europäische Kommission – Generaldirektion
für Energie und Transport 2010; PETERSEN et al. 2009;
ANDERS et al. 2009; SCHIPPL et al. 2008) als auch für
Deutschland vor (Intraplan Consult und BVU 2007;
Deutsche Bahn AG und McKinsey & Company 2010;
ICKERT et al. 2007; ifmo 2010). Diese unterscheiden
sich zum Teil erheblich in ihren Prognosehorizonten.
Auch wenn alle Studien weiterhin ein deutliches Wachs-
tum der Güterverkehrsleistung erwarten, so gibt es doch
erhebliche Abweichungen im Ausmaß des erwarteten
Wachstums (vgl. Tab. 4-1). 

Die vorliegenden Studien greifen die in den vergangenen
Jahren beobachteten Entwicklungen als Basis der Trend-
prognosen auf. Während die Güterverkehrsintensität in
Europa (EU-27) insgesamt im Zeitraum von 1995 bis zu
Beginn der Krise im Jahr 2008 weitgehend stabil blieb,
sind zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten erhebliche

Unterschiede zu verzeichnen (EuroStat 2012). So konnte
in den meisten Staaten der EU-15 eine gewisse Entkopp-
lung der Güterverkehrsleistung vom BIP erreicht werden.
Demgegenüber wuchs in der Mehrheit der neuen osteuro-
päischen Mitgliedstaaten sowie auf der iberischen Halb-
insel die Güterverkehrsleistung deutlich schneller als das
BIP. Letzteres lässt sich mit der nachholenden Wirt-
schaftsentwicklung und der Integration der neuen Mit-
gliedstaaten in den europäischen Binnenmarkt sowie ei-
nem erheblichen Infrastrukturzubau erklären. Die von
anderen EU-15-Staaten abweichende Entwicklung der
Güterverkehrsleistung in Deutschland liegt in wesentli-
chen Teilen in der Rolle Deutschlands als wichtigem
Handelspartner und Transitland für die osteuropäischen
EU-Staaten begründet. 

Diese sehr heterogene Entwicklung scheint sich mit zu-
nehmender wirtschaftlicher Konvergenz abzuschwächen,
sodass eine langfristige Fortschreibung – gerade der ho-
hen Wachstumsraten der zurzeit ökonomisch nachholen-
den Länder – fragwürdig erscheint. Zudem erscheint es
sehr wahrscheinlich, dass sich nach einer Phase rasanten
Wachstums im Außenhandel, die Zuwachsraten von Au-
ßenhandel und BIP künftig europaweit zunehmend an-
gleichen werden (ANDERS et al. 2009). Dies spiegelt
sich auch in den zeitlich und nach Ländern aufgeschlüs-
selten Zahlen der genannten Studien wider. Sie prognosti-
zieren eine im Zeitablauf fortschreitende, verstärkt ab
dem Jahr 2020 einsetzende, Entkopplung des Wachstums
von BIP und Güterverkehrsleistung, gerade auch für die
neuen EU-Mitgliedstaaten (ANDERS et al. 2009; Euro-
päische Kommission – Generaldirektion für Energie und
Transport 2010). Die absolute Verkehrsleistung steigt
dennoch auch weiterhin an. Im Gegensatz zum grundsätz-
lichen Trend für Gesamteuropa wird für Deutschland
mehrheitlich auch weiterhin – bis zum Jahr 2050 – keine
Entkopplung erwartet, wodurch sich der verkehrs- und
klimapolitische Handlungsdruck erhöht.

Ta b e l l e  4 - 1

Szenarien zur zukünftigen Güterverkehrsleistung

Studie/Szenario
Projektions-

horizont

Güterverkehrs-
leistung 2005/

2010 
(Mrd. tkm)

Güterverkehrs-
leistung im 

Projektionsjahr
(Mrd. tkm)

Veränderung1 
ggü. 2005/2010

Europäische Union2 (Veränderungen ggü. 2005)

Europäische Kommission – Generaldi-
rektion für Energie und Transport 2010

2030 2.495 3.460 + 39 %

PETERSEN et al. 2009: 
Baseline-Szenario

2030 2.288 3.429 + 50 %

ANDERS et al. 2009 2035 2.315 3.472 + 50 %

SCHIPPL et al. 20083:
Baseline-Szenario

2050 2.060 3.983 + 90 %

ANDERS et al. 2009 2050 2.315 3.657 + 58 %
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PETERSEN et al. 20094:
Baseline-Szenario 

2050 2.158 4.034 + 87 %

Deutschland (Veränderungen ggü. 2010)

Intraplan Consult und BVU 20072 2025 604 937 + 55 %

Deutsche Bahn AG und McKinsey & 
Company 20105: „Stagnationsszenario“

2025 620 771 + 24 %

Deutsche Bahn AG und McKinsey & 
Company 20105: „Wachstumsszenario“

2025 620 894 + 44 %

Deutsche Bahn AG und McKinsey & 
Company 20105: „Chancen“-Szenario

2025 620 962 + 55 %

ifmo 20102: Szenario 
„Gereifter Fortschritt“

2030 604 6981 + 16 %

ifmo 20102: Szenario 
„Globale Dynamik“

2030 604 8731 + 45 %

ifmo 20102: Szenario 
„Rasender Stillstand“

2030 604 5821 - 4 %

ICKERT et al. 2007 2050 604 1.218 + 102 %

Öko-Institut und Prognos AG 20096: 
Referenzszenario

2050 604 1.033 + 71 %

Öko-Institut und Prognos AG 20096:
Innovationsszenario

2050 604 1.047 + 73 %

1 eigene Berechnungen
2 nur Gütertransporte auf der Straße, auf der Schiene und auf Binnenwasserwegen
3 nur Güterfernverkehr (< 150 km) 
4 nur Gütertransporte auf der Straße und auf der Schiene 
5 Gütertransporte auf der Straße, auf der Schiene, auf Binnenwasserwegen und durch Pipelines 
6 Gütertransporte auf der Straße, auf der Schiene, auf Binnenwasserwegen und Luftfrachtverkehr
Zum Teil abweichende Daten (auch für die Basisjahre) erklären sich durch unterschiedliche Methodiken und Abgrenzungen bei der Datenerfas-
sung.

SRU/UG 2012/Tab. 4-1

Studie/Szenario
Projektions-

horizont

Güterverkehrs-
leistung 2005/

2010 
(Mrd. tkm)

Güterverkehrs-
leistung im 

Projektionsjahr
(Mrd. tkm)

Veränderung1 
ggü. 2005/2010

Den meisten – nationalen wie europäischen – Abschät-
zungen der zukünftigen Verkehrsentwicklung ist zudem
gemein, dass sich keine fundamentalen Änderungen beim
Modal Split ergeben. Bei leichten Unterschieden zwi-
schen den Szenarien wird der Straßengüterverkehr wei-
terhin der dominierende Modus im Güterverkehr sein. 

Die beschriebenen Abschätzungen des zukünftigen Gü-
terverkehrswachstums in Deutschland und der EU fußen
als sogenannte Baseline-Szenarien auf einer weitgehend
kontinuierlichen Fortschreibung bestehender Trends. Ak-
tive verkehrs- und klimapolitische Maßnahmen zum Her-
beiführen einer Trendumkehr durch Adressierung der
Treiber werden – über bereits beschlossene oder geplante
Maßnahmen hinaus – in den Baseline-Szenarien nicht be-
rücksichtigt.

Zudem hängt die Abschätzung zukünftiger Entwicklun-
gen maßgeblich von einer Vielzahl angenommener Para-
meter ab und zeigt einen plausiblen, jedoch nicht zwangs-
läufig den wahrscheinlichen Entwicklungspfad.
Angesichts unterschiedlicher sektoraler, regionaler und
internationaler Entwicklungen und ihrer Interdependen-
zen sowie insbesondere bei einem Projektionszeitraum
von bis zu vierzig Jahren, bestehen erhebliche Unsicher-
heiten im Ergebnis der Studien. Darüber hinaus wird in
der Regel nicht berücksichtigt, ob es zu Verlagerungs-
oder Vermeidungstendenzen aufgrund des hohen Ver-
kehrsaufkommens und damit verbundenen infrastruktu-
rellen Knappheiten und Auswirkungen auf die (relative)
ökonomische Attraktivität der verschiedenen Verkehrs-
modi kommen wird. Möglicherweise liegen daher die Er-

n o c h  Tabelle 4-1
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gebnisse für die Entwicklung des Güterverkehrs, insbe-
sondere die der Langfristabschätzung, zu hoch. In der
Kernaussage ist sich die Literatur jedoch einig, dass das
starke Wachstum des Güterverkehrs anhalten wird. 

CO2-Emissionen

245. Mit einem zukünftig weiterhin starken Wachstum
der Güterverkehrsleistung wird es ohne weitere ein-
schneidende Maßnahmen zu einem starken Anstieg der
CO2-Emissionen des Güterverkehrs kommen. Unterstellt
man eine zukünftige Entwicklung der Güterverkehrsleis-
tung, wie sie ICKERT et al. (2007) für plausibel halten
(1.218 Mrd. tkm in 2050), so ergibt sich für das Jahr 2050
eine Emissionsmenge von 120 Mt CO2 aus dem Güter-
verkehr unter der konservativen Annahme eines Null-
wachstums im Luftfrachtverkehr. Es sei an dieser Stelle
aber darauf hingewiesen, dass es sich bei dieser Studie
um die höchste Schätzung des Güterverkehrsaufkommens
in Deutschland für das Jahr 2050 handelt (vgl. Tab. 4-1).
Für das Referenzszenario von Öko-Institut und Prognos
AG (2009), in dem sich der Luftfrachtverkehr verdoppelt,
die Transportleistung jedoch insgesamt niedriger ausfällt,
ergibt sich mit derselben Rechenmethode ein annähernd
gleicher Wert für die CO2-Emissionen des Jahres 2050
(s. a. Abb. 4-4). Die jährliche Emissionsmenge würde
sich demnach etwa verdoppeln. Den Berechnungen dieser
Werte ist eine gleichbleibende Emissionsintensität (Basis-
jahr 2008) unterstellt, zukünftige Effizienzsteigerungen
werden nicht berücksichtigt. Effizienzsteigerungen sind
eine von mehreren Optionen, um die zukünftigen CO2-
Emssionen des Güterverkehrs zu senken (vgl. Ab-
schn. 4.3.3). 

4.3 Ziele und Handlungsmöglichkeiten 

246. Wie gezeigt, werden die Güterverkehrsleistung
und damit auch die CO2-Emissionen des Güterverkehrs in
Deutschland auch in Zukunft stark wachsen. Im Folgen-
den wird dieses Wachstum im Kontext langfristiger Kli-
maschutzziele diskutiert, und es werden Optionen erör-
tert, um die Kluft zwischen Trend und Klimaschutzziel zu
schließen. Dabei handelt es sich nicht um eine integrierte
Gesamtlösung, sondern um einzelne Optionen, die je-
weils einen wesentlichen Beitrag zum Erreichen des Ziels
leisten können. Die Optionen lassen sich grundsätzlich in
die Kategorien Vermeidung, Effizienzsteigerungen, Ver-
lagerung und Energieträgersubstitution einteilen.

4.3.1 Anforderungen an einen nachhaltigen 
Güterverkehr bis 2050 

247. Die zunehmende Arbeitsteilung im europäischen
Binnenmarkt und dessen stetige Erweiterung Richtung
Osten haben zu einem starken Zuwachs des Güterver-
kehrs in der EU und vor allem auch in der Bundesrepu-
blik als Transitland geführt. Grenzüberschreitender Gü-
terverkehr ist Voraussetzung für die Verwirklichung des
europäischen Binnenmarktes und hat daher eine Schlüs-
selfunktion im Integrationsprozess (EPINEY 2011,
Rn. 6). Entsprechend war er schon früh Gegenstand von
Liberalisierungsbemühungen der EU (UERPMANN-

WITTZACK 2006, Rn. 22; SENDMEYER 2010, Rn. 1),
die sich, dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union (AEUV) entsprechend, die Zuständigkeit so-
wohl für den Verkehr (Artikel 90 ff. AEUV) als auch für
die transeuropäischen Netze (Artikel 170 ff. AEUV) mit
den Mitgliedstaaten teilt. 

Sowohl auf europäischer als auch auf deutscher Ebene
steht die Politik vor der Herausforderung, dass die Zu-
nahme des Güterverkehrs nicht nur wegen der örtlichen
Umweltbelastungen, sondern auch im Hinblick auf die
steigenden CO2-Emissionen zu Konflikten mit dem Um-
welt- bzw. Klimaschutz führt (EPINEY 2011, Rn. 25).
Rechtlich wird dieser Konflikt durch die Querschnitts-
klausel des Artikels 11 AEUV gelöst, die einen Gestal-
tungsauftrag an den europäischen Gesetzgeber heranträgt.
Dieser muss verkehrspolitische Maßnahmen zur Förde-
rung einer nachhaltigen Entwicklung den Erfordernissen
des Umwelt- und damit auch Klimaschutzes entsprechend
ausgestalten und hat dem Vorsorge- und Verursacherprin-
zip Rechnung zu tragen (CALLIESS in: CALLIESS/
RUFFERT 2011, Artikel 11 AEUV Rn. 5 ff.). Daneben
ist ökonomischen und sozialen Belangen Rechnung zu
tragen. Ähnliche Anforderungen ergeben sich für den na-
tionalen Gesetzgeber aus der Staatszielbestimmung des
Artikels 20a GG (vgl. auch Tz. 668). Er hat zusätzlich da-
rauf zu achten, dass seine Maßnahmen nicht den Zielen
des europäischen Binnenmarktes entgegenstehen. 

In diesem Sinne muss sich Güterverkehrspolitik sowohl
auf europäischer als auch auf nationaler Ebene an den Er-
fordernissen einer nachhaltigen Entwicklung und konkret
an der Klimaverträglichkeit als einer Komponente nach-
haltiger Entwicklung messen lassen (SRU 2011). Diese
soll, wie bereits einleitend erläutert, im Fokus der folgen-
den Überlegungen stehen, während andere Aspekte der
Nachhaltigkeit (z. B. Erhaltung der biologischen Vielfalt,
Ressourcenschonung oder Verbesserung der Wohnum-
feldqualität) hier nicht behandelt werden.

248. Um den globalen Temperaturanstieg auf maximal
2 °C gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begren-
zen, müssen die jährlichen THG-Emissionen in den In-
dustrieländern bis zum Jahr 2050 um 80 bis 95 % gegen-
über 1990 gesenkt werden (IPCC 2007). Dieses Ziel gilt
zwar als Summe für alle Quellkategorien und nicht not-
wendigerweise für jede einzelne. Es gibt jedoch Emitten-
ten, bei denen ein solches Ziel absehbar nicht zu errei-
chen ist. Insbesondere in der Landwirtschaft werden die
Emissionen von CH4 aus Verdauungsprozessen und NOx
aus landwirtschaftlich genutzten Böden kaum um 80 bis
95 % gesenkt werden können, sodass die Reduktion in
anderen Sektoren stärker ausfallen muss.

Da im Verkehrssektor vergleichsweise hohe Grenzver-
meidungskosten angenommen werden, kam die Europäi-
sche Kommission in ihren Modellberechnungen zu dem
Schluss, dass bei einem europäischen Emissionsredukti-
onsziel von 80 % gegenüber 1990 ein Sektorziel für den
Verkehr zwischen 54 und 67 % kostenoptimal wäre (Eu-
ropäische Kommission 2011, S. 6). Ein separates Ziel für
den Güterverkehr wurde nicht quantifiziert. Müssen aus
klimapolitischen Gründen die Emissionsminderungen in

Ziele und Handlungsmöglichkeiten
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Europa höher ausfallen, so müssten im Verkehrssektor er-
hebliche zusätzliche Anstrengungen stattfinden. 

Die Studie „Modell Deutschland“ zeigt dies exemplarisch
(Öko-Institut und Prognos AG 2009). Nach diesen Be-
rechnungen bedeutet ein Emissionsvermeidungsziel von
87 % gegenüber 1990, dass die Emissionen des Verkehrs-
sektors um 83 % reduziert werden müssten. Ein 95 %-
Ziel für alle Sektoren würde ohnehin mit wenigen Aus-
nahmen (z. B. Zementherstellung) die fast komplette De-
karbonisierung bedeuten und somit auch Klimaneutralität
im Verkehrssektor erfordern. 

Ein gegenüber den Zielwerten der Europäischen Kom-
mission ambitionierteres Ziel für den Verkehrssektor
kann darüber hinaus auch industriepolitisch begründet
werden. Aufgrund von Befürchtungen internationaler
Wettbewerbsnachteile infolge sehr stringenter Emissions-
reduktionsverpflichtungen der Industrie wäre ein höheres
Vermeidungsziel in Sektoren mit relativ geringem inter-
nationalem Wettbewerbsdruck durchaus überlegenswert.
Für den Verkehrssektor könnte dies – trotz angenomme-
ner hoher Vermeidungskosten – über dem Durchschnitt
liegende Vermeidungsziele erfordern.

Vor dem Hintergrund eines nach Einschätzung des SRU
eher wahrscheinlichen Gesamtreduktionsziels von 95 %

für die deutschen THG-Emissionen erscheint dem SRU
eine frühzeitige Konzentration auf ein relativ ambitionier-
tes Minderungsziel dringend angeraten. Würde auch der
Güterverkehr einem Emissionsminderungsziel von 80 bis
95 % gegenüber 1990 (46 Mt inkl. indirekter Emissionen)
unterliegen, ergäben sich für den Bereich des Güterver-
kehrs als Zielwerte maximale erlaubte jährliche THG-
Emissionen von 2,3 bis 9,2 Mt/a. 

In Abbildung 4-4 werden die Emissionsziele den Emis-
sionsmengen gegenübergestellt, die sich ohne Berück-
sichtigung zukünftiger Effizienzsteigerungen aus der
Abschätzung zur zukünftigen Entwicklung des Güterver-
kehrs in Deutschland (ICKERT et al. 2007) ergeben, bzw.
auf wesentlichen Ergebnissen aus Öko-Institut und DLR-
IVF (2009b) und Öko-Institut und Prognos AG (2009)
beruhen (vgl. Abschn. 4.2.2, inkl. indirekter Emissionen
aus der energetischen Vorkette). Die Abbildung verdeut-
licht, dass im Güterverkehr die Emissionen der Trend-
szenarien um Faktor 10 bis 50 über den notwendigen Re-
duktionszielen liegen und somit außerordentlich großer
Handlungsbedarf besteht. 

In der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung
(2002) sind quantitative Ziele für den Güterverkehr für
die Jahre 2015 bzw. 2020 festgeschrieben: Bis zum Jahr
2020 soll die Transportintensität um 5 % gegenüber 1999

A b b i l d u n g  4 - 4

Vergleich der CO2-Emissionsentwicklungen und der -Minderungsziele im Güterverkehr in Deutschland

Basis für die Berechnungen: Modal Split der Szenarien (Verkehrsleistung) sowie konstante Emissionsintensität der Modi (Emissionsintensität des
Jahres 2008). 

SRU/UG 2012/Abb. 4-4; Datenquelle: ICKERT et al. 2007; BMVBS 2011; IFEU 2008;
Öko-Institut und DLR-IVF 2009b; Öko-Institut und Prognos AG 2009
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sinken, bis 2015 soll der Anteil der Bahn an der Güterver-
kehrsleistung auf 25 % wachsen, der der Binnenschiff-
fahrt auf 14 %. Allerdings weicht die tatsächliche Ent-
wicklung von diesen Zielen ab. Zwar ist der Anteil des
Schienengüterverkehrs seit Formulierung der Ziele leicht
gestiegen (BMVBS 2011), gleichzeitig sank jedoch der
Anteil der Binnenschifffahrt trotz absoluten Wachstums.
Das gesteckte Ziel erscheint daher kaum erreichbar
(Statistisches Bundesamt 2010b, S. 37).

Die folgenden Betrachtungen konzentrieren sich auf den
landgebundenen Güterverkehr (Straßen- und Schienengü-
terverkehr). Der Straßengüterverkehr wird voraussicht-
lich der Güterverkehrsmodus sein, der ohne zusätzliche
Maßnahmen weiterhin stärker absolut wachsen wird als
die Binnenschifffahrt und der Schienengüterverkehr. Der
Schienengüterverkehr stellt bei vergleichsweise geringen
spezifischen CO2-Emissionen pro tkm, die sich durch den
Einsatz regenerativ erzeugten Stroms praktisch auf Null
senken lassen, prinzipiell eine Option dar, große Mengen
der Güterverkehrsleistung anderer Güterverkehrsmodi
– insbesondere vom Straßengüterverkehr – aufzunehmen.

Große Herausforderungen bei der Reduktion der THG-
Emissionen stellen auch der Güterluftverkehr und der in-
ternationale Seeverkehr dar. Beide sind wichtige und
stark wachsende Emittenten, die bisher keinem angemes-
senen internationalen Klimaschutzregime unterworfen
sind. Diese können hier jedoch nicht vertieft betrachtet
werden. 

4.3.2 Ansätze zur Entkopplung von Wirt-
schaftswachstum und Güterverkehr 

249. Gemeinhin wird angenommen, dass Wirtschafts-
wachstum und die Entwicklung des Güterverkehrs eng
miteinander verkoppelt sind (IEA und OECD 2009,
S. 280). Bei genauer Betrachtung ergibt sich jedoch eine
deutliche Varianz im Zeitablauf und im Vergleich wichti-
ger Industrieländer. Die Verkehrsintensität divergiert zwi-
schen einzelnen EU-Staaten teilweise um den Faktor 3
(GLEAVE 2003, S. 11). In einigen Ländern wächst der
Güterverkehr deutlich schneller als das BIP, in anderen
gibt es erste Anzeichen einer Entkopplung (EuroStat
2011). Von einem starren Verhältnis von Wirtschafts- und
Güterverkehrswachstum kann man daher nicht generell
ausgehen. In vielen europäischen Ländern und auch in
den USA sind bereits Sättigungstendenzen zu beobachten
(OECD 2006, S. 24 f. und 68 ff.; MCKINNON 2007;
TAPIO 2005; TAPIO et al. 2007), nicht hingegen in
Deutschland (Statistisches Bundesamt 2011a). 

Güterverkehrsintensität und -wachstum werden durch fol-
gende Faktoren beeinflusst (IEA und OECD 2009,
S. 278 ff.; OECD 2006, S. 24 f. und 68 ff.; BAUM und
HEIBACH 1997; SRU 2005, S. 130 ff.):

– Nachfragefaktoren (Wirtschaftswachstum, internatio-
nale Arbeitsteilung, Fertigungstiefe, Industriestruktur-
wandel, Raum- und Standortstruktur),

– Angebotsfaktoren (Zeitkosten der Raumerschließung,
Transportkosten- und Ölpreisentwicklung, Effizienz in

der logistischen Kette, Umschlagshäufigkeit, Just-in-
Time-Konzepte),

– politische Faktoren (Handelsliberalisierung, Infra-
struktur- und Steuerpolitik), die die Nachfrage- oder
Angebotstrends verstärken oder abschwächen können.

Diese Faktoren sind aber einem Strukturwandel unter-
worfen, der auch Tendenzen zur Sättigung und zur
Entkopplung mit sich bringt. Mögliche Entkopplungsten-
denzen realistisch wahrzunehmen und in der Verkehrspla-
nung zu antizipieren und zu verstärken, bietet Ansatz-
punkte für eine Politik der Entkopplung. 

Strukturwandel der Nachfrage

250. Es gibt Anzeichen dafür, dass sich wichtige Nach-
fragetrends nicht bis 2050 ungebrochen fortsetzen.
Dämpfend dürften sich die folgenden Faktoren auf das
Güterverkehrswachstum auswirken: 

– Tendenziell abflachende wirtschaftliche Wachstums-
raten (REUTER 2010; SCHADE 2010, S. 87;
BOURCADE und HERZMANN 2006): In den
2030er-Jahren wird eher ein Wirtschaftswachstum im
Bereich von 1 % jährlich erwartet. 

– Das Wirtschaftswachstum sowie die ökonomische In-
tegration der osteuropäischen Länder in den europäi-
schen Binnenmarkt und der Strukturwandel in diesen
Ländern werden sich nach einer dynamischen Aufhol-
phase stabilisieren (KRITZINGER et al. 2008, S. 88;
UNECE und FAO 2002; PETERSEN et al. 2009,
S. 29 ff.). Mit voranschreitender wirtschaftlicher Kon-
vergenz in Europa ist überdies eine Zunahme der
Transportkostensensitivität zu erwarten (FEIGE 2007,
S. 72 f.). Transportkostensteigerungen könnten dem-
nach eine stärker dämpfende Wirkung auf das Güter-
verkehrswachstum haben. 

– Die Tertiarisierung der Ökonomie, das heißt ein fort-
schreitender wirtschaftlicher Bedeutungszugewinn des
Dienstleistungssektors, macht auch vor Deutschland
nicht halt (IEA und OECD 2009, S. 274; SCHADE
2010, S. 89; ANDERS et al. 2009, S. 18): Der Anteil
des Industriesektors wird zwar im internationalen Ver-
gleich hoch bleiben, der Trend zur Tertiarisierung wird
aber zeitverzögert ebenfalls nachvollzogen.

– Eine relative Dematerialisierung der Ökonomie findet
seit Jahrzehnten statt, das heißt der gesamte inländi-
sche Materialverbrauch ist in den letzten Jahrzehnten
in der EU und in Deutschland deutlich langsamer ge-
stiegen als das Bruttoinlandsprodukt (EEA 2010;
WATSON et al. 2011). Diese Dematerialisierung folgt
neben dem sektoralen Strukturwandel auch dem intra-
industriellen Strukturwandel; letzterer beschreibt Ver-
änderungen innerhalb einer Branche in Richtung
weniger materialintensiver Produkte und Produktions-
weisen. Diese Markttrends werden sich mit der abseh-
baren weiteren Verteuerung mineralischer und bioge-
ner Rohstoffe in Zukunft weiter fortsetzen. Mit jedem
Materialeinsatz sind in der Regel auch Transportvor-
gänge verbunden. 
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– Trotz der Grundtendenz der vergangenen Jahrzehnte
einer zunehmend weiträumigeren (internationalen)
Arbeitsteilung sind auch Gegentrends verbraucherna-
her Erzeugung zu beobachten. Dies gilt insbesondere
für die produktionsnahe Beschaffungslogistik durch
die enderzeugernahe Ansiedlung von Zulieferindus-
trien (STORPER 1995; HESSE und RODRIGUE
2004).

– Nachfragedämpfend wirken sich schließlich Effizienz-
verbesserungen in der logistischen Kette aus. Zwi-
schen 1960 und 1990 hat sich in Deutschland die Gü-
terverkehrsleistung vervierfacht, die Fahrleistung
dank besserer Auslastung aber nur verdreifacht
(BAUM und HEIBACH 1997, S. 14). Dieser Trend
hat sich, deutlich verlangsamt, auch in der letzten De-
kade fortgesetzt (Statistisches Bundesamt 2011a;
KVEIBORG und FOSGERAU 2007, S. 45;
SORRELL et al. 2009, S. 3123; AGNOLUCCI und
BONILLA 2009; MCKINNON 2007). Beides ist ins-
besondere auf die bessere Koordination und das bes-
sere Auslastungsmanagement in großen Güterver-
kehrszentren zurückzuführen (KVEIBORG und
FOSGERAU 2007, S. 47; BAUM und HEIBACH
1997; Öko-Institut und DLR-IVF 2009a; VERNY
2007).

Angebotstrends: Kostensteigerungen und 
Infrastrukturengpässe 

251. Wichtige Angebotsfaktoren für das bisherige Gü-
terverkehrswachstum sind die Transportgeschwindigkeit,
die Transportkosten und die Effizienz in der logistischen
Kette (HESSE und RODRIGUE 2004, S. 6; RODRIGUE
2006; AGNOLUCCI und BONILLA 2009, S. 324). Diese
Faktoren haben in den letzten Jahren physische und öko-
nomische Raumwiderstände vermindert und damit den
Radius der Verflechtungen und ihre Komplexität erhöht.
Gerade diese Raum-Zeit-Ökonomie ist jedoch einem
Strukturwandel unterworfen. 

Der weitere Anstieg der Ölpreise und damit der Trans-
portkosten ist wahrscheinlich. Die Internationale Energie-
agentur, die die Preisentwicklung in der letzten Dekade
regelmäßig und substanziell unterschätzt hat, vermutet
eine Verdoppelung der Ölpreise von 60 auf 113 US-Dollar/
Barrel zwischen 2009 und 2035 (IEA 2010, S. 6). Andere
Studien sehen deutlich höhere Kostenrisiken (SCHADE
2010, S. 56; Zentrum für Transformation der Bundeswehr
2010; ANDERS et al. 2009). Auch eine konsequente Kli-
mapolitik würde zu einer signifikanten Erhöhung der
Transportkosten führen. Dabei ist insgesamt zu beachten,
dass die Transportkostenelastizität des zwischeneuropäi-
schen Handels, der trotz eines abnehmenden Anteils am
Gesamthandel weiterhin eine dominante Rolle einnimmt,
hoch ist (FEIGE 2007, S. 72). So wird die abnehmende
Güterverkehrsintensität in Großbritannien auch auf einen
deutlichen Anstieg der Transportkosten um 25 % in den
1990er-Jahren zurückgeführt (AGNOLUCCI und
BONILLA 2009, S. 340).

Die Infrastrukturinvestitionen werden selbst bei deutli-
cher Erhöhung nicht mit dem Kapazitätsbedarf des pro-

gnostizierten Güterverkehrswachstums mithalten können
(van ESSEN et al. 2009, S. 42). Im Bereich der Verkehrs-
wegeinvestitionen für den Schienen- wie auch für den
Straßenverkehr liegt Deutschland signifikant unter dem
Niveau anderer europäischer Länder (Allianz pro Schiene
2011; Pro Mobilität – Initiative für Verkehrsinfrastruktur
2011). Bei deutlich steigenden Baukosten stagnieren die
Verkehrswegeinvestitionen – abgesehen von nur vorüber-
gehenden Sondereffekten der Konjunkturprogramme I
und II – in absoluten Zahlen zwischen 2001 und 2012.
Dies hat zu deutlichen Verzögerungen bei der Abarbei-
tung der Projekte des vordringlichen Bedarfs aus dem
Bundesverkehrswegeplan 2003 und der Unterfinanzie-
rung der dort genannten Neubauprojekte und Instandhal-
tungsmaßnahmen geführt (BORMANN et al. 2010,
S. 13 f.; ECK und STARK 2011). Infrastrukturengpässe
spielen eine wichtige Rolle für die in Großbritannien be-
obachtete Sättigungstendenz bei der Verkehrsnachfrage
und für die dortige Trendumkehr bei der Standortkonzen-
tration der Produktion zugunsten von absatznäheren Pro-
duktionsstandorten (MCKINNON 2007, S. 52;
SORRELL et al. 2009, S. 3123). Mit Infrastrukturengpäs-
sen und wachsender Komplexität der Transportketten
steigt auch das Friktionsrisiko, das heißt die Möglichkeit,
dass die Transportkette nicht zeitgenau und reibungslos
organisiert werden kann (HESSE und RODRIGUE 2004,
S. 12; HESSE 2007b; 2007a; JANIC 2009). Zur Vermei-
dung solcher Risiken haben Unternehmen verschiedene
mittel- bis langfristig umsetzbare Handlungsoptionen, so
insbesondere: 

– die Verminderung der Anzahl der Zulieferindustrien,
auch durch modulare Beschaffung komplett zusam-
mengebauter Zulieferteile und damit die Verlagerung
von Friktionsrisiken auf vorgelagerte Wertschöp-
fungsketten (BAUM und HEIBACH 1997, S. 84), 

– die Ansiedelung von Zulieferern in der Nähe der End-
fertigung (ebd.),

– den Wiederaufbau von Lagern als Puffer (JANIC
2009, S. 105). Der Abbau der Lagerhaltung in den
1990er-Jahren und die Dynamik der zeitgenauen An-
lieferung war auch eine betriebswirtschaftliche Ant-
wort auf hohe Lagerhaltungskosten, insbesondere
hohe Zinsen, bei sinkenden Transportkosten (BAUM
und HEIBACH 1997, S. 98). Diese Rahmenbedingun-
gen haben sich mittlerweile grundlegend verändert.

Es gibt nur wenige Szenarien, die solche auf eine Dämp-
fung des Verkehrswachstums hinweisenden Trendbrüche
antizipieren. So erwartet beispielsweise das Baseline-
Szenario der IEA vor allem aufgrund der Tertiarisierung
der Ökonomie ein globales Wachstum der Güterverkehrs-
leistung auf Straße und Schiene von circa 50 % zwischen
2005 und 2050. Im BLUE Shift Szenario fällt das pro-
gnostizierte Güterverkehrswachstum als Folge aktiver
Klimaschutzpolitik noch etwas geringer aus, wobei insbe-
sondere der Zuwachs beim Straßengüterverkehr mit 35 %
deutlich niedriger ist als im Baseline Szenario (75 %) und
im High Baseline Szenario (100 %) (IEA und OECD
2009, S. 274). Ein im Rahmen des Science and Techno-
logy Options Assessment-Programmes des Europäischen
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Parlaments (STOA) erarbeitetes Szenario erwartet unter
günstigen sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen und
bei einem durchschnittlichen Wirtschaftswachstum von
1,7 % eine Reduktion der Güterverkehrsnachfrage gegen-
über dem Trend um 45 % bis 2050 (SCHIPPL et al. 2008,
S. 37). Wie belastbar solche Zahlen sind, die immerhin
eine Halbierung des prognostizierten Wachstums anneh-
men, kann auf der Basis der vorliegenden Studien aller-
dings nicht bewertet werden.

Schlussfolgerungen und Gestaltungsoptionen

252. Eine zukunftsfähige und realitätsorientierte Ver-
kehrspolitik sollte die genannten Faktoren auf der Nach-
frage- und Angebotsseite aufgreifen und Entkopplungs-
tendenzen sinnvoll verstärken. Ein wesentlicher
Ansatzpunkt wird sein, das Versprechen einer immerwäh-
renden Anpassung der Straßeninfrastrukturkapazitäten an
eine scheinbar naturwüchsig steigende Nachfrage aufzu-
geben (vgl. Tz. 271). Die Autobahnkapazitäten werden
absehbar nicht überall bedarfsgerecht mitwachsen kön-
nen. Unternehmerische Innovations- und Standortstrate-
gien werden Angebotsengpässe antizipieren müssen und
auch können. Zudem wird sich die Nachfrage nach Güter-
verkehrsleistungen längerfristig an steigende Trans-
portkosten anpassen. Zentrale Handlungsfelder einer
politischen Flankierung der hiermit verbundenen wirt-
schaftlichen Anpassungsprozesse liegen außerhalb der
Verkehrspolitik, müssen aber eng mit ihr verzahnt wer-
den. Betroffen sind insbesondere die Wirtschafts-, Raum-
ordnungs- und Umweltpolitik. Nachfolgend werden ex-
emplarisch einige Gestaltungsoptionen genannt.

Die regionale Wirtschaftsförderung kann Nahverflechtun-
gen stärker betonen als bisher. Ansätze zur Förderung von
Unternehmensclustern und -netzwerken, die in der Wert-
schöpfungskette integriert sind, tragen zu einer Ökono-
mie kurzer Distanzen bei (STORPER 1995). Im Mittel-
punkt stehen hierbei informatorische Instrumente und
regionale Infrastrukturen zur Akteursvernetzung
(SPRENGER et al. 2003). Soweit ökonomisch sinnvoll
und praktikabel, gehören hierzu auch Maßnahmen der
Regionalvermarktung (insbesondere im Bereich der Le-
bensmittel). So gibt es eine Reihe von Produkten, die we-
gen ihrer Eigenschaften eher „näheaffin“ sind (KLUGE
und SCHRAMM 2003). Hierzu gehören Produkte mit ei-
nem niedrigen Verhältnis von Wert zu Volumen (wie z. B.
Baustoffe) und tendenziell für eine Regionalvermarktung
zugängliche Nahrungsmittel. Nahrungsmitteltransporte
machen circa ein Fünftel der Straßenverkehrsleistungen
aus (s. Tz. 240). Die Infrastrukturpolitik kann einen Bei-
trag dazu leisten, nahräumliche Kommunikationsverbin-
dungen systematisch gegenüber den fernräumlichen zu
privilegieren (SPRENGER et al. 2003). Vielfach werden
solche Maßnahmen auf die Erhaltung und die Erneuerung
bestehender regionaler Verflechtungen ausgerichtet sein
und damit einen – wenn auch sehr beschränkten – Beitrag
zur Verminderung der Globalisierungs- und Auflösungs-
dynamik regionaler Verflechtungen leisten können.

Zentrale große Güterverkehrszentren (GVZ) haben eine
Schlüsselfunktion für die Koordination von Verkehrs-

und Informationsflüssen übernommen (HESSE 2007a,
S. 95; 2007b). Zudem finden in diesen Zentren zuneh-
mend auch wertschöpfende Dienstleistungen statt.
Grundsätzlich bieten GVZ eine Möglichkeit, disperse
Verkehre auf zentralen Verkehrsachsen zu bündeln, hier-
durch den Auslastungsgrad zu verbessern und gleichzei-
tig auch die Wettbewerbsfähigkeit kombinierter Verkehre
bzw. des Schienengüterverkehrs zu stärken. Auf der ande-
ren Seite ist eine sehr zentrale Raumstruktur von GVZ
auch mit Umwegverkehr, insbesondere bei den Zubrin-
ger- und Verteiltransporten, verbunden. Viele solcher
Umschlagplätze entwickeln sich in der Nähe großer Hä-
fen, Flughäfen und im ländlichen Umfeld von Ballungs-
räumen in Autobahnnähe (HESSE und RODRIGUE
2004, S. 7). Diese Standortwahl ist dank der Flächener-
schließung durch das Autobahnnetz wesentlich erleichtert
worden (HESSE 2007b, S. 7). Mittlerweile gibt es aber in
Deutschland bereits 35 zentrale GVZ, die auch über einen
Bahnanschluss verfügen und an Terminals des kombinier-
ten Verkehrs angeschlossen sind, die weiterentwickelt
werden könnten (NESTLER und NOBEL 2011). Investo-
ren in Logistikstandorte und die Raumordnung sollten
– insbesondere bei der Ausweisung und Genehmigung
von den erheblichen Flächen für GVZ – wesentlich inten-
siver die Verkehrsauswirkungen der Standortwahl prüfen
und minimieren.

Neben der Standortwahl für Beschaffung, Umschlag und
Produktion spielt die Organisation der Verkehrsströme
eine wichtige Rolle. Ein Interesse an einer möglichst
guten Auslastung der Lkws hat zumeist schon aus Kos-
tengründen jeder einzelne Logistikanbieter, Optimie-
rungspotenziale liegen aber insbesondere bei der dienst-
leisterübergreifenden Zusammenarbeit. Diese hat zwar
ihre Grenzen bei Spezialtransporten, kann aber insbeson-
dere durch betriebsübergreifende Informations- und
Kommunikationsinfrastruktur, standardisierte Transport-
behälter oder durch eine betriebsübergreifende Infrastruk-
tur an zentralen Umschlagsplätzen, wie GVZ, ausgebaut
und gefördert werden. Mit der Förderung der Kommuni-
kationsinfrastruktur und des Aufbaus von GVZ kann auch
die Verkehrspolitik einen Beitrag zur betriebsübergreifen-
den Kooperation leisten. Das Potenzial organisatorischer
Maßnahmen wird dennoch lediglich auf eine Reduktion
des Leerfahrtenanteils von heute circa 20 % um 2,2 Pro-
zentpunkte geschätzt (Öko-Institut und DLR-IVF 2009a,
S. 41).

In der Summe bieten damit die Regionalplanung, die re-
gionale Wirtschaftspolitik, die Verkehrswegepolitik, Stra-
tegien der Kosteninternalisierung für den Güterverkehr
und auch die übergeordnete Wirtschafts- und Umweltpo-
litik Ansatzpunkte dafür, beobachtbare Sättigungs- und
Entkopplungstendenzen zu verstärken. Dematerialisie-
rung, verkehrssparende Raumstrukturen und Effizienz in
der Logistikkette sind die drei wesentlichen Leitbilder für
eine Senkung der Verkehrsintensität. 

4.3.3 Effizienzsteigerungen

253. Der Problemaufriss (insb. Abschn. 4.3.1) verdeut-
licht, dass die antizipierten Entwicklungen im Güterver-
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kehr in Deutschland und die angestrebten Minderungen
der THG-Emissionen deutlich divergieren. Um das anti-
zipierte Güterverkehrswachstum nicht mit einem ebensol-
chen Wachstum der THG-Emissionen einhergehen zu las-
sen, kommt Effizienzsteigerungen eine besondere
Bedeutung zu. Ziel muss es sein, den spezifischen Ener-
giebedarf bzw. die spezifischen Emissionen (g CO2/tkm)
zu senken. Grundsätzlich werden dabei technische (z. B.
höhere Motoreneffizienz) von organisatorischen (z. B.
höhere Fahrzeugauslastung) Effizienzsteigerungen unter-
schieden. Bei der Abschätzung des Potenzials von Effi-
zienzsteigerungen muss berücksichtigt werden, dass sich
Verkehrsleistung und Effizienz der verschiedenen Modi
gegenseitig beeinflussen können. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass sich die Ener-
gieeffizienz von Verbrennungsmotoren und Antriebstech-
nologien weiter verbessern wird und dass Weiter- und
Neuentwicklungen (Hybridantriebe, Gasantriebe und
auch elektrische Antriebe) in den Markt diffundieren wer-
den (Öko-Institut und Prognos AG 2009, S. 91). Einige
dieser Entwicklungen werden bereits ohne weitergehende
Instrumentierung zu erreichen sein. So gehen Öko-Insti-
tut und Prognos AG (2009) von einem Sinken des spezifi-
schen Energieverbrauchs um insgesamt circa 23 % bis
2050 aus, was auch für den Dieselantrieb gilt, der im Gü-
terverkehr einen Marktanteil von mehr als 90 % hat. Die
gleiche Studie zeigt im Szenario „Innovation“ eine Sen-
kung des spezifischen Verbrauchs der Dieselfahrzeuge
um 28 %. Weitere technische Maßnahmen zur Effizienz-
steigerung durch Minderung des spezifischen Verbrauchs
sind beispielsweise die Reduktion des spezifischen Ge-
wichts und die Verringerung des Fahr- und Rollwider-
standes (HILL et al. 2011; JACKSON 2011; LAW et al.
2011).

Eine Verbesserung der Fahrzeugauslastung im Straßen-
und Schienengüterverkehr kann ebenso zur Minderung
spezifischer Emissionen beitragen. Öko-Institut und
Prognos AG (2009) beziffern die Steigerung der Fahr-
zeugauslastung bis 2050 auf 41 bis 64 % für den Straßen-
verkehr und 30 % für den Schienengüterverkehr. Dabei
ist jedoch zu beachten, dass beispielsweise eine höhere
Auslastung im Schienengüterverkehr „mehr kleinteilige
Verteilverkehre in der Fläche“ (ebd., S. 217) induzieren
kann. Somit kann es zu gegenläufigen Tendenzen kom-
men, sodass der Nettoeffekt kleiner ausfällt. Eine weitere
organisatorische Maßnahme zur Effizienzsteigerung ist
beispielsweise die Verkehrstelematik zur verbesserten
Koordinierung von Verkehren. 

Insgesamt kann von einem Potenzial zur Reduktion der
spezifischen Emissionen von etwa einem Drittel bis zum
Jahr 2030 gegenüber 2005 ausgegangen werden (von
95 g/tkm auf 61 g/tkm) (Öko-Institut und DLR-IVF
2009b, S. 92). Eine Abschätzung des SRU, basierend auf
der Fortschreibung von Effizienzsteigerungen in der Ver-
gangenheit, kommt zu einem Reduktionspotenzial von
bis zu 60 % bis 2050 für den Güterverkehr. Das UBA
(2010, S. 45) beziffert das Energieeinsparpotenzial für
den Lkw-Bereich mit etwa 40 %. Die Erschließung dieses
großen Potenzials für Effizienzsteigerungen wird zukünf-

tig von hoher Relevanz für die Reduktion von THG-
Emissionen im Güterverkehr sein. Zudem führen Effi-
zienzsteigerungen und der damit einhergehende redu-
zierte Energiebedarf zu niedrigeren marginalen Trans-
portkosten. Effizienzsteigerungen allein werden jedoch
absehbar nicht ausreichen, um die Emissionsminderungs-
ziele zu erreichen. Das oben beschriebene prognostizierte
Güterverkehrswachstum wird die Differenz zwischen Ist
und Soll noch stark vergrößern. Folglich bedarf es weite-
rer Emissionsminderungsmaßnahmen. 

4.3.4 Verkehrsverlagerung auf die Schiene

254. Neben der Effizienzsteigerung sieht der SRU die
Elektrifizierung als wesentlichen Baustein einer Entkar-
bonisierung des Güterverkehrs. Zentrale Bedingung dafür
ist, dass die Elektrizität vollständig regenerativ erzeugt
wird, da fossile Erzeugung mit erheblichen CO2-Emissio-
nen am Kraftwerk verbunden ist und weder die fossile,
noch die nukleare Stromerzeugung als nachhaltig angese-
hen werden kann (SRU 2011, Tz. 66). Die Umstellung
der Elektrizitätserzeugung auf erneuerbare Energien ist
technisch möglich und ökonomisch sinnvoll. Selbst eine
deutlich erhöhte Stromnachfrage im Verkehrssektor in
Deutschland könnte regenerativ gedeckt werden (SRU
2011). Eine Bereitstellung der notwendigen Energie aus
regenerativen Energiequellen ist elektrisch sehr viel
leichter möglich als in Form von Biokraftstoffen, da die
energetische Nutzung von Biomasse im Gegensatz zur
Stromerzeugung aus Wind und Sonne an enge Grenzen
stößt (SRU 2007).

Die Umstellung des Güterverkehrssystems lässt sich
grundsätzlich in die intermodale Verlagerung auf heute
bereits elektrifizierte Systeme (Schienengüterverkehr)
und die intramodale Umstellung von Verbrennungs- auf
Elektromotoren unterteilen (s. a. Abschn. 4.3.5). Im Fol-
genden wird beides aufgrund deutlich unterschiedlicher,
vor allem technischer Herausforderungen getrennt disku-
tiert. 

255. Der Schienengüterverkehr induziert deutlich weni-
ger spezifische Umweltbelastungen in Bezug auf Schad-
stoff- und CO2-Emissionen als der Straßengüterverkehr
oder der Luftfrachtverkehr (Statistisches Bundesamt
2010b, S. 36). Prinzipiell ist es denkbar, große Mengen
der Transportleistung mithilfe des Schienengüterver-
kehrs zu erbringen. Eine Verlagerung bedeutet jedoch,
dass der Schienengüterverkehr nicht nur weiterhin seine
heutige Leistung von etwa 115 Mrd. tkm erbringen, son-
dern aufgrund des zukünftigen Wachstums des gesamten
Güterverkehrs seinen Beitrag zur Güterverkehrsleistung
deutlich steigern müsste. Bereits ein Halten des Anteils
des Schienengüterverkehrs an der Güterverkehrsleistung
setzt hohe Wachstumsraten beim Schienengüterverkehr
voraus; eine darüber hinausgehende Verlagerungsstrate-
gie bedingt folglich Wachstumsraten beim Schienengü-
terverkehr, die sehr viel höher sind als die des gesamten
Güterverkehrs. Dies betrifft insbesondere die Hochleis-
tungskorridore und Fernrelationen, da dort die Güterver-
kehrsleistung am größten ist. Potenziell verlagerungsfä-
hig sind der gesamte Straßengüterfernverkehr sowie Teile
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des Straßengüterregionalverkehrs (HOLZHEY et al.
2011, S. 14). Im Güternahverkehr erscheint eine deutliche
Verlagerung von der Straße auf die Schiene schon wegen
fehlender Infrastrukturen, aber auch etwa wegen man-
gelnder Flexibilität und Wirtschaftlichkeit unrealistisch.
Zudem bestehen Restriktionen bei Nutzung, Aus- und
Neubau des Schienennetzes, was das Verlagerungspoten-
zial weiter einschränkt. 

Somit kann nur ein Teil der Güterverkehrsleistung der an-
deren Modi auf den Schienengüterverkehr verlagert wer-
den. Um eine Abschätzung zur Größe des Verlagerungs-
potenzials zu erhalten, hat die KCW GmbH im Auftrag
des SRU die mögliche Leistungsfähigkeit des Schienen-
güterverkehrs in Deutschland bis zum Jahr 2050 unter-
sucht (HOLZHEY et al. 2011). Aufbauend auf der im
Auftrag des UBA erstellten Studie „Schienennetz 2025/
2030“ (HOLZHEY 2010), mit der gezeigt wurde, dass
der Schienengüterverkehr eine vom UBA angenommene
Güterverkehrsleistung von 213 Mrd. tkm bis 2030 absor-
bieren könnte und welche infrastrukturellen Folgekosten
dabei zu erwarten wären, wurden drei Szenarien mit län-
gerem Zeithorizont und unterschiedlich hoher Güterver-
kehrsverlagerung modelliert. In allen Szenarien wurde
weiterhin angenommen, dass der Schienengüterverkehr
im Jahr 2030 213 Mrd. tkm leistet. Für das Prognosejahr
2050 wurde untersucht, ob und wie eine Güterverkehrs-
leistung von 300 (Szenario A), 400 (Szenario B) bzw.
500 Mrd. tkm (Szenario C) auf der Schiene zu realisieren
wäre. Dies entspräche einem Anteil des Schienengüter-
verkehrs von bis zu 41 % an der prognostizierten Güter-
verkehrsleistung. Die Analyse bestätigt die grundsätzli-
che Machbarkeit, wenngleich die Zielwerte der
Szenarien B und vor allem C nur dann zu erreichen sind,
wenn viele den Schienengüterverkehr unterstützende Ein-
flüsse eintreten. Das sind zum einen technische Verbesse-
rungen, beispielsweise in der Leit- und Sicherungstech-
nik, in der Verkehrssteuerung und Fahrplangestaltung
sowie Verbesserungen von Zustellkonzepten, Umschlag-
techniken und Logistikkonzepten. Die notwendigen Ver-
besserungen beinhalten insbesondere eine verbesserte
Anbindung der Nordseehäfen (Seehafenhinterlandver-
kehr) und eine zügigere Abfertigung, beispielsweise
durch die räumliche Trennung von Häfen und Rangier-
bahnhöfen. Zentraler Hebel ist jedoch die Erhöhung der
Zuglänge und damit des Gesamtgewichts der Züge.
KCW GmbH beziffert das Potenzial zur Erhöhung der
maximalen Nettoladung eines Zuges mit 40 %. Eine Ver-
kehrsleistung von 500 Mrd. tkm im Schienengüterver-
kehr erscheint unter den getroffenen Annahmen sehr am-
bitioniert, ist aber technisch und organisatorisch
vorstellbar.

Neben der Ausschöpfung der technischen und organisato-
rischen Potenziale bedingt eine Schienengüterverkehrs-
leistung von 500 Mrd. tkm deutlich höhere Zugzahlen als
heute und in der Folge den Aus- und zum Teil Neubau
von Streckenkapazitäten, der von geeigneten ordnungs-
und planungsrechtlichen Instrumenten flankiert werden
müsste (vgl. Abschn. 4.4.3). Zudem müssten für Unter-
nehmen Anreize zur Verlagerung ihrer Transporte auf die
Schiene geschaffen werden (vgl. Abschn. 4.4.4). Als ku-

mulative Investitionskosten für Aus- und Neubau ergeben
sich unter den getroffenen Annahmen etwa 50 Mrd. Euro
bis zum Jahr 2050. Dieser Wert erscheint hoch, relativiert
sich jedoch bei Betrachtung des Zeitraumes von fast vier-
zig Jahren und Bundesmitteln von jährlich 2,5 Mrd. Euro,
die die Deutsche Bahn AG für die Erneuerung der vor-
handenen Schieneninfrastruktur derzeit erhält (Deutsche
Bahn AG und McKinsey & Company 2010, S. 53). Zu-
sätzliche Investitionen in die Erweiterung der Fahrzeug-
flotte (Loks, Güterwagen) zur Bewältigung des Mehrver-
kehrs fallen in einer Deltabetrachtung zum Lkw nicht an,
wenn die Schiene die unterstellte Produktivitätssteige-
rung erreicht. Tatsächlich ergäbe sich in den Szenarien B
und C bei den Investitionskosten der Betriebsmittel ein
Vorteil, der allerdings in der Tendenz wieder aufgezehrt
wird, weil im Gegenzug die Terminalinfrastruktur in der
Fläche erheblich ausgeweitet werden müsste. 

Die Kosten für Fahrzeuge und Güterwagen, die dem
leistungsfähigen System entsprechen, fallen im Rahmen
des „lebenszyklusgetriebenen Güterwagenaustauschs“
(HOLZHEY et al. 2011, S. 32) zum Teil ohnehin an. Zu-
sätzliche Kosten – für systemkonforme Wagen – wurden
nicht explizit berechnet, dürften aber unterhalb der Infra-
strukturkosten liegen. 

Darüber hinaus muss das deutsche Schienensystem auch
weiterhin mit den Systemen der europäischen Nachbar-
staaten abgestimmt werden, um Engpässe an den Grenzen
bzw. Umladestationen zu vermeiden. Insbesondere dem
Alpentransit durch die Schweiz und durch Österreich
könnte dabei eine entscheidende Rolle zukommen, da
auch dort mit starkem Güterverkehrswachstum gerechnet
wird und aufgrund der topografischen Verhältnisse eine
Expansion des heutigen Verkehrssystems nur schwer
möglich ist. 

Geht man von den genannten möglichen 500 Mrd. tkm
für den Schienengüterverkehr im Jahr 2050 aus, so ist
dieser Wert mehr als das Doppelte dessen, was ICKERT
et al. (2007) für dasselbe Jahr als wahrscheinlichen Wert
für den Schienengüterverkehr ohne zusätzliche Verlage-
rungsbemühungen abschätzen (227 Mrd. tkm im Schie-
nengüterverkehr). Es müssten somit bis zum Jahr 2050
273 Mrd. tkm von den anderen Güterverkehrsmodi auf
den Schienengüterverkehr verlagert werden. Stammt
diese Verlagerung ausschließlich aus dem Straßengüter-
verkehr und wird der Schienengüterverkehr im Jahr 2050
regenerativ-elektrisch versorgt, könnte mithilfe der Verla-
gerung eine CO2-Emissionsminderung – unter der An-
nahme von starken Effizienzsteigerungen aller Modi –
um etwa 15 Mt im Jahr 2050 erreicht werden. Sollte die
Güterverkehrsleistung aufgrund von Vermeidungseffek-
ten niedriger ausfallen als in ihren Betrachtungen von
HOLZHEY et al. (2011) angenommen, würde dies auch
das Potenzial der verlagerbaren Verkehre und somit der
Reduktion von THG-Emissionen reduzieren. Grundsätz-
lich werden die THG-Emissionen des Güterverkehrs je-
doch auch dann noch oberhalb der Zielwerte liegen. 

Eine Güterverkehrsleistung des Schienengüterverkehrs in
Höhe von 500 Mrd. tkm im Jahr 2050 bedeutet auf der
anderen Seite, dass bis zu 700 Mrd. tkm der für das Jahr
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2050 prognostizierten Güterverkehrsleistung mithilfe an-
derer Modi erbracht werden müssten (600 Mrd. tkm
Straße, 100 Mrd. tkm Binnenschiff). Deren CO2-Emissio-
nen dürfen dabei nicht über dem Klimaschutzziel liegen.
Unterstellt man zwar Effizienzsteigerungen bei den Ver-
brennungsmotoren, jedoch keinen grundsätzlichen Sys-
temwechsel, so läge die Emissionsmenge des Güterver-
kehrs mit 35 bis 40 Mt CO2eq/a weiterhin bei einem
Mehrfachen der angestrebten Zielwerte von 2,3 bis
9,2 Mt/a. Abbildung 4-5 veranschaulicht ungefähre
THG-Emissionsminderungen durch verschiedene Maß-
nahmen.

4.3.5 Energieträgersubstitution im 
Straßengüterverkehr 

256. Wie gezeigt, wird eine THG-Emissionsreduktion
durch organisatorische Maßnahmen (Abschn. 4.3.2), Effi-
zienzsteigerungen (Abschn. 4.3.3) und Verlagerung (Ab-
schn. 4.3.4) mit großer Sicherheit nicht ausreichen, um
das notwendige Reduktionsziel zu erreichen. Folglich be-
darf es weiterer Überlegungen und Maßnahmen zur
Zielerreichung. Grundsätzlich ist es notwendig, THG-
Emissionen verursachende Kraftstoffe durch solche Ener-
gieträger zu ersetzen, die deutlich weniger bzw. gar keine
THG-Emissionen verursachen. 

Neben der Verlagerung auf die Schiene gibt es weitere
Optionen, den Güterverkehr elektrisch zu versorgen. Dies
gilt insbesondere für den Straßengüterverkehr als größter
Emissionsquelle innerhalb des Güterverkehrs. Dabei ha-
ben die einzelnen im Folgenden gezeigten Optionen hin-

sichtlich ihrer technischen Machbarkeit und der notwen-
digen Infrastruktur jeweils Vor- und Nachteile. So könnte
ein Teil des Güterverkehrs batterieelektrisch angetrieben
werden. Allerdings scheint das Potenzial für den Einsatz
von batterieelektrischen Systemen im Güterverkehr auf
leichte Lkws im Nahverkehr beschränkt zu sein, insbe-
sondere aufgrund der vergleichsweise geringen Reich-
weiten und des hohen Gewichts von Batterien. Das Leer-
gewicht eines Lkws würde stark erhöht werden, wodurch
sich die maximale Zuladung und damit die Effizienz
deutlich verringern würde. Batteriewechselsysteme könn-
ten diesen Nachteil verringern.

4.3.5.1 Elektrifizierung des Straßengüter-
verkehrs

257. Zur Elektrifizierung des Straßengüterverkehrs er-
scheinen dem SRU leitungsgeführte Lkws, sogenannte
Trolley-Trucks (E-Trolleys), eine vielversprechende Op-
tion zu sein. Ihre Technik ist mit der von Trolley-Bussen
(Oberleitungsbusse – Obusse) vergleichbar, wie sie bei-
spielsweise in Genf, Luzern und auch Solingen im öffent-
lichen Personennahverkehr eingesetzt werden. In einem
Trolley-Truck werden Elektromotoren (zentrale Antriebs-
einheit oder Radnabenmotoren) mithilfe eines Stromab-
nehmers und Umrichters über eine fest verlegte Versor-
gungsleitung mit Elektrizität gespeist, wobei ein
Schleifschuh oder eine Schleifleiste im Stromabnehmer
an die Versorgungsleitung gedrückt wird. Der Stromab-
nehmer sollte so flexibel sein, dass Ausweich- oder Über-
holmanöver möglich sind. Die Versorgungsleitung kann

A b b i l d u n g  4 - 5

Entwicklung der CO2-Emissionen des Güterverkehrs und Größenordnungen der Reduktionspotenziale 
verschiedener Maßnahmen 

SRU/UG 2012/Abb. 4-5; Datenquelle: ICKERT et al. 2007; BMVBS 2011; IFEU 2008;
Öko-Institut und DLR-IVF 2009b; Öko-Institut und Prognos AG 2009
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entweder im Straßenkörper neben der Fahrbahn (Strom-
schiene) oder darüber (Oberleitungen) liegen. Sie wird
über regelmäßige Einspeisepunkte elektrisch versorgt. 

Entscheidende Vorteile einer Installation der Oberleitung
über der rechten Fahrspur gegenüber anderen Installa-
tionsarten sind zum Beispiel eine geringere Fehleranfäl-
ligkeit, bessere Integration in den Verkehr und niedrigere
Kosten. Ein solches System für den Straßengüterverkehr
bedarf gegebenenfalls modularer, zum Teil redundanter
Übertragungskomponenten und Sicherheitseinrichtungen
oder eines flexibel abrufbaren Energiespeichers im Fahr-
zeug (z. B. Doppelschichtkondensatoren). Diese dienen
dazu, Unterbrechungen der Energieversorgung – bei-
spielsweise durch Unfall- oder Baustellen – zu vermeiden
und die Flexibilität – beispielsweise für Ausweichvor-
gänge – zu erhöhen und Gefahren zu minimieren. Insbe-
sondere Fragen der Fehleranfälligkeit und Sicherheit der
Verwendung eines solchen Systems im Straßengüterver-
kehr müssen noch genauer untersucht werden. Hierbei
sollte auf Erfahrungen mit ähnlichen Systemen wie der
elektrifizierten Bahn oder Obus-Systemen, bei denen alle
wesentlichen Sicherheitsfragen seit Jahrzehnten intensiv
untersucht worden sind, zurückgegriffen werden. 

Ein Trolley-Truck-System kann verhältnismäßig einfach
ins bestehende Fernstraßensystem integriert werden. Da-
für sind grundsätzlich keine zusätzlichen Fahrspuren er-
forderlich, wenn bei dreispurigen Fahrbahnen, wie auf
den Hauptstrecken der Autobahnen, die rechte Fahrspur
mit Oberleitungen ausgestattet wird. Gegebenenfalls be-
darf es einer Fahrbahnverstärkung, wenn das durch den
Einsatz von Telematik mögliche, deutlich höhere Trans-
portaufkommen durch gleiche Fahrgeschwindigkeit und
geringere Lkw-Abstände genutzt wird. Das zu erwartende
Güterverkehrswachstum wird entsprechende Fahrbahn-
verstärkungen jedoch vermutlich ohnehin erfordern, so-
dass hierdurch keine oder allenfalls geringe Zusatzkosten
entstehen würden. 

Es spricht vieles dafür, die Trolley-Trucks zusätzlich mit
einem Verbrennungsmotor auszustatten, um diese diesel-
elektrisch betreiben zu können (Hybrid-Lkw). Diesel-
elektrisch betriebene Lkws sind bereits heute erhältlich.
Der zusätzliche Verbrennungsmotor erhöht zwar das
Fahrzeuggewicht, gewährleistet allerdings eine sehr viel
größere Flexibilität. Gleiches gilt für die Ausstattung der
Trolley-Trucks mit Doppelschichtkondensatoren, mit de-
ren Hilfe kurze Strecken ohne Oberleitungskontakt über-
wunden werden können. Beispielsweise würden dadurch
gegebenenfalls notwendige Überholmanöver und das
Umfahren von Baustellen und Unfällen sowie der Trans-
port zu und von den mit Oberleitungen ausgestatteten
Strecken bzw. auf nicht elektrifizierten Strecken ermög-
licht. 

Hinsichtlich der Kosten schätzen BRAUNER et al.
(2003), dass Lkws mit Hybridantrieb etwa das Doppelte
kosten wie konventionelle Diesel-Lkws, wobei die Ab-
schätzung auf geringen Stückzahlen und vergleichsweise
hohen Kostenannahmen beruht. In BRAUNER et al.
(2000) werden die Infrastrukturkosten inklusive Oberlei-
tung und Randabsicherung mit circa 2,5 Mio. Euro/km

beziffert. Eine schwedische Studie aus dem Jahr 2011 be-
ziffert die spezifischen Leitungskosten mit 10 Mio. SEK/
km (1,1 Mio. Euro/km) (RANCH 2010). Geht man über-
schlägig davon aus, dass die Hauptmagistralen mit dem
größten Verkehrsaufkommen über elektrische Oberleitun-
gen versorgt werden, ergäben sich bei einer Länge von
5.700 km Investitionskosten von 14,25 Mrd. Euro als
oberer Wert (Annahme: 2,5 Mio. Euro/km). Investitionen
in flächendeckende Oberleitungen, das heißt auch für den
Verteilverkehr, erscheinen aus Kostengründen und Grün-
den der Praktikabilität kaum sinnvoll. Zu denken ist eher
an eine Elektrifizierung aller einstellig nummerierten
deutschen Autobahnen (A1 bis A9), um eine gute Abde-
ckung der Güterfernverkehre zu erreichen.

Für den Übergang sollten zunächst Systeme Anwendung
finden, die die Vorteile des bisherigen Straßengüterver-
kehrs mit denen eines Trolley-Systems vereinen, um Brü-
che zu vermeiden. Eine dieser Optionen ist der Einsatz
sogenannter Shuttles. Dabei handelt es sich um elektrisch
betriebene Zugmaschinen ähnlich der Trolley-Trucks, die
jedoch komplett eingehängte Lkws ziehen. Solche
Shuttles haben den Vorteil, dass sie einen elektrisch ange-
triebenen Güterfernverkehr gewährleisten könnten, der
auch mit herkömmlichen dieselgetriebenen Lkws kompa-
tibel ist. Vielversprechend erscheint eine Variante, bei der
nur die Aufleger, nicht jedoch die Zugmaschinen der
Lkws mithilfe von Shuttles transportiert werden. Dieses
Konzept hätte den Vorteil, dass die zu transportierende
Last verringert würde. Denkbar ist dabei, dass ein Logis-
tikunternehmen die Wahlmöglichkeit hat zwischen der
Investition in eigene neue elektrisch betriebene Zugma-
schinen oder aber der Benutzung von Miet-Shuttles auf
den Hauptmagistralen. 

Dabei handelt es sich jeweils um technische Optionen,
die es zu entwickeln und auf ihre Machbarkeit – auch im
europäischen Kontext – zu prüfen gilt. So birgt eine euro-
päische Lösung für mit regenerativ erzeugtem Strom ver-
sorgte Oberleitungssysteme Potenziale für das Erreichen
der europäischen Klimaschutzziele, setzt aber vermutlich
langwierige Abstimmungs- und Einigungsprozesse zwi-
schen den Mitgliedstaaten voraus. Bei der Einführung der
Oberleitungssysteme im Wege eines deutschen Allein-
gangs müsste nicht nur die technische Kompatibilität mit
den Güterverkehrssystemen in den anderen Mitgliedstaa-
ten gewährleistet, sondern im Hinblick auf die primär-
und sekundärrechtlichen Vorgaben insbesondere zum
freien Warenverkehr auch eine europaverträgliche Ausge-
staltung sichergestellt werden. Shuttlekonzepte könnten
auch hier helfen, eine entsprechende Konformität mit den
europäischen Vorgaben sicherzustellen.

Im Kontext der angestrebten Verlagerung signifikanter
Transportvolumina des Güterfernverkehrs auf die
Schiene stellt sich die Frage nach der Konkurrenz zwi-
schen dem Ausbau des Schienengüterverkehrs einerseits
und der Elektrifizierung der Straße andererseits. Bei der-
zeitiger Güterverkehrsleistung wäre zunächst vorwiegend
von einer Konkurrenzsituation auszugehen. Angesichts
des prognostizierten Anstiegs der Transportleistung und
des erforderlichen Zeitbedarfs für die Entwicklung und
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den Aufbau eines Oberleitungssystems könnte sich das
Verhältnis bis zur Verfügbarkeit der notwendigen Infra-
strukturen jedoch zu einer Komplementaritätsbeziehung
entwickeln. So könnten einer aggressiven Verlagerungs-
politik von der Straße auf die Schiene durch beschränkte
Kapazitätsausbaumöglichkeiten bei zum Beispiel expo-
nentiell verlaufenden Ausbaukosten Grenzen gesetzt sein.
Zudem könnte die Verlagerung auf die Schiene für man-
che Transporte aufgrund hoher Umwegefaktoren den
Energieverbrauch erhöhen. Daher ist es grundsätzlich
denkbar, eine Verlagerungsstrategie auf die Schiene durch
den gleichzeitigen Aufbau einer Infrastruktur für E-Trol-
leys zu ergänzen. 

Für Verteilverkehre, für die weder eine Verlagerung auf
die Schiene noch eine Oberleitungslösung infrage
kommt, erscheint der Einsatz batteriegetriebener Lkws
als Option, auch vor dem Hintergrund der für den Stra-
ßenpersonenverkehr geführten Diskussion (NPE 2011).
Setzt man im Güternahverkehr bei leichten Lkws Wech-
selbatteriesysteme und im Fernverkehr Trolley-Trucks
ein, so verbleibt nur noch ein kleiner Teil des Straßengü-
terverkehrs, der nicht regenerativ-elektrisch versorgt wer-
den kann, nämlich die mit schweren Lkws durchgeführ-
ten Verteil- und Sammelverkehre. 

4.3.5.2 Biokraftstoffe

258. Es ist wahrscheinlich, dass nicht der gesamte Gü-
terverkehr regenerativ-elektrisch dargestellt werden kann.
Wie gezeigt, stoßen eine Verlagerung auf die Schiene
(vgl. Abschn. 4.3.4) und auch eine Elektrifizierung des

Güternahverkehrs (vgl. Abschn. 4.3.5.1) an Grenzen.
Auch Batteriesysteme scheinen aufgrund eines notwendi-
gen häufigen Batterieladens bzw. -austauschs und eines
hohen zusätzlichen Gewichts nur einen Teil der verblei-
benden Güterverkehrsleistung decken zu können. Wie
groß die verbleibende Güterverkehrsmenge ist, wird ins-
besondere von der Gesamtentwicklung der Güterver-
kehrsleistung und vom Elektrifizierungsgrad abhängen.
Um die CO2-Emissionen des Güterverkehrs weiter zu
senken, müssen auch verbleibende Verkehre weitestge-
hend CO2-neutral dargestellt werden. Hier bietet sich als
eine Option grundsätzlich der Einsatz von Biokraftstoffen
an. 

Biokraftstoffe lassen sich danach unterscheiden, ob nur
bestimmte Pflanzenteile (Biokraftstoffe der ersten Gene-
ration) oder die gesamte Pflanze (Biokraftstoffe der zwei-
ten Generation) für die Kraftstoffherstellung genutzt
werden. Dabei kommen Öl-, Zucker-, Stärke- und Ligno-
zellulosepflanzen zum Einsatz. Zu den Biokraftstoffen
der ersten Generation zählen Pflanzenöl, daraus herge-
stellter Biodiesel sowie Bioethanol auf Basis von Zucker-
und Stärkepflanzen. Zu den Biokraftstoffen der zweiten
Generation zählen BtL-Kraftstoffe (BtL – Biomass-to-
Liquid) und Bioethanol auf Lignozellulosebasis (RODT
et al. 2010, S. 53 f.). Letztere befinden sich derzeit noch
im Forschungsstadium. Weitere Informationen zu Bio-
kraftstoffen und Umwandlungsverfahren finden sich bei-
spielsweise in einem Gutachten des Wissenschaftlichen
Beirats der Bundesregierung Globale Umweltveränderun-
gen (WBGU 2009, Abschn. 4.1.1.3) und bei EISEN-
TRAUT (2010).

A b b i l d u n g  4 - 6  

Vergleich verschiedener Konversionspfade im Verkehrssektor in Bezug auf die am Rad 
nutzbare mechanische Energie

Quelle: WBGU 2009, S. 205
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Biokraftstoffe werden wie fossile Kraftstoffe in Verbren-
nungsmotoren eingesetzt. Ihr Wirkungsgrad ist aufgrund
von Verlusten bei der Herstellung und in der Umwand-
lungskette vergleichsweise gering. Denn nur etwa 5 bis
35 % der in der Pflanze gespeicherten Energie können in
nutzbare mechanische Energie umgewandelt werden, wo-
hingegen bei regenerativ-elektrischen Antrieben der Wir-
kungsgrad mit circa 75 % deutlich höher ist (vgl. Abb. 4-6).
Vorteilhaft wäre allerdings, dass herkömmliche Verbren-
nungsmotoren nur geringfügig technisch verändert wer-
den müssen, um mit Biokraftstoffen angetrieben werden
zu können. 

259. Eine intensive Produktion von Biokraftstoffen
steht mit Naturschutzbestrebungen in einem Zielkonflikt.
Der Anbau von Pflanzen für die Biokraftstoffproduktion
sollte nach Ansicht des SRU nur – wie bei der energeti-
schen Nutzung von Biomasse insgesamt – innerhalb en-
ger ökologischer Grenzen erfolgen. Die Biomassenut-
zung ist aufgrund der für den Anbau benötigten Flächen,
aber auch im Hinblick auf die Ziele des Naturschutzes,
die sich im Einzelnen etwa aus dem Bundesnaturschutz-
gesetz (BNatSchG) und der Fauna-Flora-Habitat-Richtli-
nie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) ergeben, begrenzt (SRU
2005, S. 181 ff.). Die Abschätzung des Potenzials einhei-
mischer Biomasse für die Biokraftstoffherstellung hängt
unter anderem stark davon ab, welche naturschutzrechtli-
chen Restriktionen unterstellt werden. Abschätzungen
zeigen, dass das Potenzial zukünftig zwar wachsen wird
(u. a. durch Zuwachs bei Flächenerträgen und durch die
schrumpfende Bevölkerungsanzahl in Deutschland), je-
doch bei etwa der Hälfte des Potenzials der festen Bio-
masse und auch weit unter dem biogener Reststoffe liegt
(SRU 2005, S. 183). Weitere zu berücksichtigende
Aspekte sind Flächennutzungskonkurrenzen mit dem
Nahrungs- und Futtermittelanbau und dem Anbau von
Energiepflanzen für die Strom- und Wärmeerzeugung. In
internationaler Perspektive sind – vor dem Hintergrund
einer weiterhin wachsenden Weltbevölkerung und der
Notwendigkeit der Erhaltung natürlicher Kohlenstoffsen-
ken – Flächennutzungskonkurrenzen als begrenzender
Faktor von noch größerer Bedeutung.

Zwar können die spezifischen CO2-Emissionen durch die
Verwendung von Biokraftstoffen reduziert werden, hin-
sichtlich der anderen Umweltwirkungen (z. B. Versaue-
rung von Böden und Eutrophierung von Gewässern)
schneiden Biokraftstoffe jedoch zum Teil schlechter ab
als Erdölprodukte. Zudem besteht beim Import von Bio-
masse die Gefahr, dass Umweltprobleme in andere Län-
der verlagert werden. Hier stellen sich insbesondere Pro-
bleme der indirekten Landnutzungsänderung als relevant
und komplex dar. Der SRU hat sich in der Vergangenheit
bereits eingehend mit dieser Thematik befasst und Vor-
schläge für Leitplanken und Standards des nachhaltigen
Anbaus und der Nutzung von Biomasse entwickelt (SRU
2007, Kap. 4). 

Nach Maßgabe der weitgehenden Vermeidung anderer
negativer Umweltauswirkungen ist das Potenzial für den
Anbau von Pflanzen zur Biokraftstoffproduktion stark be-
grenzt. Daher sollte ihre Verwendung langfristig vor al-

lem auf jene Bereiche beschränkt werden, in denen sich
derzeit noch keine Alternativen zu flüssigen Kraftstoffen
für den großflächigen Einsatz abzeichnen. Das sind vor
allem der Luft- und der Schiffsverkehr sowie im Straßen-
güterverkehr zumindest mittelfristig die Restverkehre, die
nicht regenerativ-elektrisch betrieben werden können. 

4.3.5.3 Wasserstoff und synthetische 
Kohlenwasserstoffe 

260. Zukünftig ist die Substitution von erdöl- und erd-
gasbasierten Kraftstoffen für den Güterverkehr durch re-
generativ erzeugte synthetische Kraftstoffe wie Wasser-
stoff und Methan denkbar. Während die Verwertung
dieser Energieträger technisch bereits weitgehend eta-
bliert ist, bedarf es bei der Erzeugung noch der Verbesse-
rung oder sogar noch der grundlegenden Erarbeitung. 

Im Mittelpunkt der Erzeugung aller dieser Energieträger
steht die Wasserelektrolyse, mit der zum Beispiel über-
schüssiger Strom aus Wind und Sonne als chemische
Energie gespeichert werden kann. Durch weitere Um-
wandlungsschritte kann mithilfe erneuerbarer Energien
Methan aus Wasserstoff und Kohlendioxid hergestellt
werden. Aufgrund der bedeutenden Rolle, die Methan be-
reits heute als Hauptbestandteil des fossilen Erdgases
spielt, steht eine ausgebaute Infrastruktur mit hoher Spei-
cherkapazität zur Verfügung. Im Zuge eines Umbaus des
Energieversorgungssystems bietet es sich an, diese beste-
hende Struktur mit ihren ausgezeichneten Eigenschaften
auch in Zukunft für regenerative Energiesysteme zu nut-
zen (STERNER 2009). 

Eine weitere Möglichkeit zur Nutzung von regenerativ er-
zeugten Energieträgern stellt die Speicherung von Was-
serstoff in mobilen Systemen dar. Dies kann zukünftig
eventuell durch flüssige organische Wasserstoffträgersub-
stanzen wie zum Beispiel Ethylcarbazol geschehen.
Carbazol ist charakterisiert durch seine hohe Speicherfä-
higkeit von Wasserstoff, der im Bedarfsfall an eine
Brennstoffzelle oder auch an einen Wasserstoffmotor ab-
gegeben werden kann. Da die flüssige Trägersubstanz
ähnliche physikalisch-chemische Eigenschaften wie Die-
sel aufweist, kann auf eine bestehende Infrastruktur zu-
rückgegriffen werden (TEICHMANN et al. 2011). Die
Verwendung von Carbazol steht derzeit jedoch vor bis-
lang nicht gelösten technischen Herausforderungen wie
der Reinheit des Wasserstoffs nach dem Abtrennen vom
Trägermedium, Temperaturunterschieden zwischen Ab-
trennprozess und Brennstoffzelle sowie der Toxizität von
Carbazol. 

Die genannten Kraftstoffe sind derzeit weit entfernt von
einer großflächigen Anwendung im Markt. Eine Poten-
zialabschätzung ist daher nicht möglich. Die Umwand-
lungsprozesse sind mit hohen Verlusten behaftet, und die
Systemeffizienz ist daher niedrig. Demgegenüber ist der
Wirkungsgrad insbesondere von Güterverkehrssystemen,
die direkt elektrisch gespeist werden (vgl. Abschn. 4.3.4),
deutlich höher und daher synthetischen Kraftstoffen vor-
zuziehen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass weitere
Forschung offene, vor allem technische Fragen beantwor-
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ten kann und diese regenerativ erzeugten Energieträger
eine Rolle im zukünftigen Kraftstoffmix spielen werden. 

4.4 Politische Ansätze zur Flankierung der 
Neuausrichtung des Gütertransports

261. Im Folgenden werden einige verkehrs- und um-
weltpolitische Instrumente dargelegt, die der SRU für ge-
eignet erachtet, um einerseits durch vergleichsweise
schnell greifende Maßnahmen bereits kurz- und mittel-
fristig die Klimabelastung durch den Güterverkehr zu
dämpfen und andererseits einen langfristig angelegten
Strukturwandel des Gütertransports einzuleiten. Kurz- bis
mittelfristig können vor allem finanzielle Anreize, ver-
kehrslenkende Maßnahmen und technische Standards zur
Erhöhung der Energie- und CO2-Effizienz innerhalb der
bestehenden Strukturen des Güterverkehrs beitragen und
somit dessen ökologischen Fußabdruck reduzieren. Lang-
fristig ist es essenziell, diese Strukturen aufzubrechen und
die gesamte Verkehrsinfrastruktur klimaverträglicher zu
gestalten. Hierbei stehen planerische Instrumente und
Forschungsaktivitäten im Vordergrund. 

4.4.1 Ökonomische Instrumente 

262. Ziel der hier betrachteten ökonomischen Instru-
mente ist die Anlastung der externen Kosten, insbeson-
dere der des Straßengüterverkehrs, damit eine möglichst
umfassende Kostenwahrheit verwirklicht und ein fairer
Wettbewerb der Verkehrsträger innerhalb der gesteckten
ökologischen Leitplanken ermöglicht wird. Im Fokus ste-
hen dabei Ansätze zur unmittelbaren Bepreisung des
THG-Ausstoßes und zudem Straßenbenutzungsgebüh-
ren, die der Anlastung weiterer externer Umwelt- und In-
frastrukturkosten dienen. Es ist zu erwarten, dass infolge
der Verteuerung von Transportleistungen zunächst vor al-
lem vorhandene Effizienzpotenziale erschlossen werden.
Durch die verkehrsträgerübergreifende Anlastung exter-
ner Umwelt- sowie Infrastrukturkosten ließe sich jedoch
auch die Gesamtverkehrsleistung dämpfen und ein Modal
Shift zugunsten umweltfreundlicherer Modi, insbeson-
dere des Schienenverkehrs, induzieren (den BOER et al.
2011, S. 38; de JONG et al. 2010; van ESSEN et al.
2008). 

Um faire Wettbewerbschancen zu verwirklichen, müssen
die verschiedenen Verkehrsträger allerdings auch mit
Blick auf andere kostenrelevante Faktoren gleich behan-
delt werden. Dies betrifft insbesondere die strenge Ein-
haltung von Sicherheitsvorschriften sowie allgemeiner
Arbeitszeit- und Sozialstandards, beispielsweise der
Lenk- und Ruhezeiten im Straßengüterverkehr, durch
eine deutlich verbesserte Vollzugskontrolle. 

4.4.1.1 Emissionsbepreisung

263. Eine tragende Säule der klimapolitischen Strategie
der EU ist die finanzielle Belastung der Emission von
Treibhausgasen. Eine angemessene Bepreisung verkehrs-
bedingter CO2-Emissionen soll gewährleisten, dass die
Emittenten ihren THG-Ausstoß als Kostenfaktor in ihrem
wirtschaftlichen Kalkül berücksichtigen. Mithin stimu-

liert die Bepreisung generell alle verfügbaren Hebel zur
Emissionsreduktion: Verkehrsvermeidung, Verlagerung
zugunsten relativ emissionsarmer Verkehrsträger, Verbes-
serung der Energieeffizienz der Fahrzeuge und der ge-
samten Logistikketten, Verminderung der Kohlenstoffin-
tensität der eingesetzten Energieträger. Die Effekte der
einzelnen Hebel auf die erreichbare CO2-Minderung vari-
ieren dabei jedoch in ihrer Stärke und ihrer zeitlichen
Wirksamkeit sowie je nach betrachtetem Verkehrs-
segment. Kurzfristig können durch eine Anlastung von
Klimakosten vor allem Effizienzsteigerungen induziert
werden. Aufgrund der aus der Produktionsstruktur abge-
leiteten Güterverkehrsnachfrage sowie infrastruktureller
Trägheiten wirkt die Emissionsbepreisung auf die ande-
ren Hebel vornehmlich erst in längerfristiger Perspektive.
Insbesondere um signifikante Verlagerungseffekte zu er-
reichen, sind zudem andere Instrumente prioritär, vor al-
lem die Entwicklung eines an Nachhaltigkeitskriterien
ausgerichteten Verkehrsnetzes.

Idealtypischerweise bemisst sich die Höhe des CO2-Preis-
signals an den marginalen Klimakosten, das heißt den ei-
ner zusätzlichen Emissionseinheit (z. B. t CO2) zuzurech-
nenden monetarisierten Schäden. Die Höhe der
marginalen Klimakosten von THG-Emissionen lässt sich
angesichts einer Kaskade struktureller Unsicherheiten al-
lerdings nicht sinnvoll eingrenzen (WEITZMAN 2010;
2009). Diese reichen von Unsicherheiten über die lang-
fristige Dynamik im Klimasystem, das Ausmaß und die
regionale Verteilung der gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Auswirkungen gravierender Temperaturän-
derungen bis zur Bewertung intra- und intergenerationel-
ler Gerechtigkeitsfragen. Vorhandene Schätzungen der
marginalen Schäden des THG-Ausstoßes variieren erheb-
lich in Abhängigkeit von den zugrunde liegenden Annah-
men (z. B. TOL 2005; WATKISS et al. 2005; DOWNING
et al. 2005). Angesichts dieser Unsicherheiten sieht eine
alternative Herangehensweise die – wissenschaftlich in-
formierte und dem Vorsorgeprinzip genügende – Festset-
zung einer maximalen Emissionsmenge durch die Politik
vor. Durch einen Emissionsbepreisungsmechanismus soll
die Einhaltung des maximalen Emissionsbudgets und
dessen möglichst effiziente Allokation auf die verschie-
denen Emittenten erreicht werden (BAUMOL und
OATES 1971).

Grundsätzlich lässt sich die Emissionsbepreisung somit
sowohl über die Besteuerung fossiler Energieträger (Fest-
legung des Preises) als auch mittels Festlegung der Emis-
sionsmenge und der Ermittlung des Preises über ein
Emissionshandelssystem umsetzen.

Besteuerung

264. Die Energiesteuer erfüllt als aufkommensstärkste
Verbrauchsteuer eine wichtige fiskalische Funktion und
belegt Mineralölerzeugnisse, die als Kraftstoffe im Stra-
ßenverkehr eingesetzt werden, bereits heute mit einer re-
lativ hohen Steuerlast. Im Rahmen der ökologischen
Steuerreform wurden die Steuersätze fossiler Kraftstoffe
zwar auch unter Verweis auf klimapolitische Zielstellun-
gen erhöht, dennoch enthält die gegenwärtige Besteue-
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rung fossiler Kraftstoffe keine explizite CO2-Kompo-
nente. In Deutschland und vielen weiteren europäischen
Staaten wird Dieselkraftstoff niedriger als Ottokraftstoff
besteuert. Diese Struktur der Kraftstoffbesteuerung wird
ökologischen Kriterien nicht gerecht. Dieselkraftstoff
weist nicht nur eine höhere Energiedichte und Kohlen-
stoffintensität je Liter auf, sondern seine Verbrennung
verursacht zudem in der Regel auch einen höheren Aus-
stoß gesundheits- und umweltschädlicher Luftschad-
stoffe. Es findet somit eine ökologisch nicht zu rechtferti-
gende steuerliche Ungleichbehandlung statt.

Die bestehende Besteuerung fossiler Kraftstoffe ist daher
seit Langem reformbedürftig (SRU 2005, Tz. 555). Die
von der Europäischen Kommission vorgeschlagene Über-
arbeitung der derzeitigen Energiesteuerrichtlinie 2003/96/
EG, wonach Kraftstoffe gemäß ihres spezifischen Ener-
giegehalts und der bei der Verbrennung entstehenden
CO2-Emissionen zu besteuern sind (Europäische Kom-
mission 2011), trüge zum Abbau ökologisch kontrapro-
duktiver steuerpolitischer Verzerrungen bei. Die Bundes-
regierung sollte eine solche Reform der Steuerstruktur auf
europäischer Ebene unterstützen und auf die Festsetzung
angemessen hoher Mindeststeuersätze hinwirken. Eine
verstärkte Harmonisierung der europäischen Kraftstoff-
besteuerung ist auch vor dem Hintergrund des stetig an-
steigenden Anteils internationaler Verkehre (Quell-, Ziel-,
Transitverkehr) am gesamten Kraftstoffverbrauch gebo-
ten, da signifikant divergierende Kraftstoffpreise auf
internationalen Güterverkehrsrelationen Ausweichver-
halten zur Steuerumgehung induzieren. Führte die Neu-
justierung der Steuersätze zu einer Erhöhung des absolu-
ten Steuersatzes auf Dieselkraftstoff, würden sowohl
– vor allem langfristig wirkende – Anreize zu Vermei-
dung und Verlagerung als auch Impulse für weitere effi-
zienzsteigernde Maßnahmen gesetzt. Im Personenverkehr
und zum Teil auch im Verteilverkehr mit leichten Nutz-
fahrzeugen würde die veränderte Steuerstruktur zudem
voraussichtlich zu einer Verschiebung der Nachfrage vom
Diesel- zum Ottokraftstoff führen. 

Emissionshandel

265. Alternativ zur Erweiterung der Kraftstoffbesteue-
rung um eine explizite CO2-Komponente lässt sich der
Ausstoß von THG-Emissionen mithilfe des Emissions-
handels bepreisen. Der Emissionspreis wird dabei nicht
exogen durch die Politik bestimmt, sondern er bildet sich
endogen im Markt durch das Zusammenspiel der Nach-
frage nach der THG-Aufnahmeleistung der Atmosphäre
und des Angebots, das heißt des politisch determinierten
Emissionsbudgets. Grundsätzlich lassen sich offene und
geschlossene Emissionshandelssysteme für den Straßen-
verkehr mit jeweils verschiedenen Ausgestaltungsvarian-
ten unterscheiden.

In einem offenen System ließe sich der Straßenverkehr
mittels des sogenannten „Upstream-Ansatzes“ mit relativ
niedrigen administrativen Kosten in den bestehenden eu-
ropäischen Emissionshandel (EU ETS) einbeziehen (z. B.
BERGMANN et al. 2005; FLACHSLAND et al. 2011;
HOLMGREN et al. 2006). Gemäß diesem Ansatz werden

die erstmaligen Inverkehrbringer von Kraftstoffen (Im-
porteure, Raffinerien) zum Nachweis von CO2-Zertifika-
ten, entsprechend des in den Kraftstoffen enthaltenen
Kohlenstoffs, verpflichtet. Somit würde der Straßenver-
kehr bezüglich einer expliziten CO2-Bepreisung dem
Schienengüterverkehr gleichgestellt, der bereits – sofern
elektrisch betrieben – dem EU ETS unterliegt. Angesichts
der relativ geringen Preissensitivität der Kraftstoffnach-
frage (GRAHAM und GLAISTER 2002; HANLY et al.
2002; SMALL und VAN DENDER 2007) erwarten man-
che Studien (BLOM et al. 2007; Nordic Council of
Ministers 2007) für den Fall eines offenen Handelssys-
tems einen Zertifikatzukauf durch den Verkehrssektor, so-
dass die Emissionsminderungsvorgaben des Straßenver-
kehrs partiell von den gegenwärtigen EU ETS-Sektoren
(Industrie und Kraftwerksbereich) erbracht würden. Ob
und inwieweit sich die Integration des Straßenverkehrs in
das EU ETS auf die Zertifikatpreise und die sektorale Al-
lokation der THG-Vermeidungsanstrengungen auswirken
würde, ist jedoch umstritten (FLACHSLAND et al.
2011).

In längerfristiger Perspektive – Zeithorizont 2025 – er-
wächst aus dem zukünftig erwarteten und erforderlichen
verstärkten Einsatz alternativer Energieträger (u. a.
Strom, Wasserstoff) im Straßenverkehr ein weiteres Ar-
gument zugunsten der Integration des Transportsektors in
den europäischen Emissionshandel. Diese Energieträger-
Diversifizierung geht mit einer zunehmenden Verschmel-
zung des Elektrizitäts- und Verkehrssektors einher. Die
Erfassung sämtlicher Energieträger im europäischen
Emissionshandel könnte zur Schaffung eines konsistenten
regulatorischen Rahmens beitragen, der gleiche Wettbe-
werbsbedingungen der verschiedenen Verkehrs- und
Energieträger hinsichtlich der Anlastung ihrer Klimakos-
ten gewährleistet.

In einem geschlossenen Handelssystem für den Verkehrs-
sektor (z. B. KLOOSTER und KAMPMAN 2006;
DEUBER 2002), das heißt einem ohne Verknüpfung mit
dem EU ETS, ist das angestrebte Emissionsziel vollstän-
dig durch intrasektorale Vermeidungsanstrengungen zu
erreichen, wodurch unmittelbare Wechselwirkungen mit
energieintensiven Industriebranchen vermieden werden.
Die fehlende Möglichkeit des Zertifikatezukaufs aus an-
deren Sektoren gewährleistet die Herausbildung eines
hinreichend starken Preissignals, um die zur Zielerrei-
chung notwendigen Anpassungsreaktionen innerhalb des
Straßenverkehrs anzureizen. 

Grundsätzlich stellt der Emissionshandel in längerfristi-
ger Perspektive eine attraktive Regulierungsoption dar, da
er eine präzise Mengensteuerung des Emissionspfades er-
leichtert, was auch im Kontext internationaler Klima-
abkommen mit verpflichtenden absoluten Emissionsvor-
gaben von Nutzen sein kann. Angesichts des bestehenden
Steuersystems für Kraftstoffe sowie der noch ungeklärten
Fragen zur institutionellen Ausgestaltung eines Emis-
sionshandelssystems für den Straßenverkehr sollte sich
die Bundesregierung jedoch zunächst nachdrücklich für
eine Reform der Energiebesteuerung nach Maßgabe der
klimapolitischen Erfordernisse einsetzen. 

Politische Ansätze zur Neuausrichtung des Gütertransports
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Grenzen der Wirksamkeit von Maßnahmen zur 
Emissionsbepreisung

266. Maßnahmen zur finanziellen Belastung des THG-
Ausstoßes entfalten zwar grundsätzlich auf allen unter
Kapitel 4.3 diskutierten Handlungsfeldern eine gewisse
Anreizwirkung Emissionen einzusparen. Dennoch sind
der Lenkungswirkung preislicher Instrumente hinsicht-
lich des Erreichens eines gesamtgesellschaftlich langfris-
tig optimalen Mitigationspfades erkennbar Grenzen ge-
setzt. Die Grenzen liegen vor allem dort, wo staatliche
Planungsaufgaben involviert sind (z. B. Gestaltung des
Verkehrsnetzes) oder wo Investitionen notwendig sind,
die sich erst sehr langfristig amortisieren (z. B. der Auf-
bau einer alternativen Energieversorgungsinfrastruktur). 

Solche sehr langfristig angelegten emissionsmindernden
Investitionen leiden insbesondere unter der mangelnden
Verbindlichkeit und Glaubwürdigkeit eines politisch ge-
steuerten Preissignals (BRUNNER et al. 2012). Die Mög-
lichkeit, einen beschlossenen Emissionspreispfad oder
ambitionierte Emissionseinsparziele im Zuge geänderter
politischer Mehrheiten wieder aufzuweichen, verringert
die unternehmerische Bereitschaft zu tief greifenden und
zunächst kostenträchtigen Änderungen. Im Gegenzug er-
höht dieses Unterlassen rechtzeitiger Weichenstellungen
die späteren Kosten der Zielerreichung, wodurch wiede-
rum der politische Druck zur Aufweichung der Ziele
wächst. Dieser sich wechselseitig verstärkende Effekt
vermindert die langfristig handlungsleitende Wirkung
preispolitischer Maßnahmen. 

Zudem begünstigen ökonomische Größenvorteile bereits
etablierter Technologien, welche zunächst niedrigere
Kosten im Vergleich zu technologischen Neuerungen mit
sich bringen, das Auftreten sogenannter „Lock-in“-Ef-
fekte, das heißt ein Verharren in technologisch inferioren
Pfadabhängigkeiten (ARTHUR 2004; 1989; UNRUH
2000; KLINE 2001). Positive Externalitäten bei Lernkur-
veneffekten können den Übergang zu langfristig überle-
genen, emissionsarmen Technologien zusätzlich verzö-
gern, selbst wenn ein stabiles CO2-Preissignal vorhanden
ist (KALKUHL et al. 2012). Oftmals sind solche Verhar-
rungstendenzen auch Folge eines zu hohen Aufwandes
für die Koordination der an einem möglichen System-
wechsel beteiligten Marktakteure. So verlangt beispiels-
weise der Umstieg auf alternative Energieträger (z. B.
Elektrizität, Wasserstoff) – parallel zu hohen und unsiche-
ren Investitionen – eine enge und verbindliche Abstim-
mung diverser Akteure (Energieversorger, Infrastruk-
turanbieter, Fahrzeughersteller etc.) (BENTO 2010;
NYGAARD 2008).

Divergierende Renditeerwartungen privatwirtschaftli-
cher und staatlicher Akteure sind eine weitere Ursache,
weshalb aus gesamtgesellschaftlicher Perspektive lang-
fristig kosteneffiziente Investitionen – trotz Emissionsbe-
preisung – nicht notwendigerweise auch aus einzelwirt-
schaftlicher Perspektive attraktiv sind. Obgleich die
Bepreisung von THG-Emissionen allein folglich nicht
ausreicht, um die notwendigen Emissionsreduktionen im
Güterverkehr zu erreichen, ist sie dennoch eine wichtige

Komponente des Instrumentenmix und trägt zur Stärkung
der Effektivität komplementärer Politikinstrumente bei. 

4.4.1.2 Maut und Straßenbenutzungsgebühren

267. Straßenbenutzungsgebühren für den Straßengüter-
verkehr dienen in Europa bisher vornehmlich der De-
ckung von Infrastrukturkosten. Grundsätzlich ist eine
CO2-Bepreisung zwar auch über entfernungsabhängige
Straßenbenutzungsgebühren denkbar, jedoch sind Maut-
systeme zur unmittelbaren Steuerung des CO2-Ausstoßes
weniger präzise als am tatsächlichen Kraftstoffverbrauch
ansetzende Instrumente. Gleichwohl können Mautsys-
teme bei geeigneter Ausgestaltung einen wichtigen Bei-
trag zur Verminderung der Umweltbelastungen und zur
Erhöhung der Effizienz des Straßengüterverkehrs leisten.
Zum einen können Mautgebühren zu einer größeren Kos-
tenwahrheit beitragen, indem den Verkehrsteilnehmern
neben den Infrastrukturkosten auch die ökologischen und
gesundheitlichen Folgekosten ihrer Verkehrsaktivitäten
angelastet werden. Zum anderen erlauben sie bei flexibler
Ausgestaltung eine effizientere Kapazitätsauslastung. Da-
mit einher geht eine Senkung unmittelbarer externer Stau-
kosten wie erhöhte Zeitkosten und eine geringere Verläss-
lichkeit von Reise- und Ankunftszeiten (GOODWIN
2004; SMALL et al. 2005). Ebenso können indirekte Ef-
fekte wie vermehrte Umweltbelastungen aufgrund eines
staubedingt höheren (spezifischen) Kraftstoffverbrauchs
adressiert werden (SANTOS et al. 2000; GREENWOOD
und BENNETT 2003).

Vor diesem Hintergrund stellt die Revision der Eurovi-
gnetten-Richtlinie 2011/76/EU eine Verbesserung der bis-
herigen europäischen Rahmensetzung für die Erhebung
von Straßenbenutzungsgebühren dar. Erstmals können
auch externe Kosten durch Luftschadstoff-Emissionen
und Lärmbelastung in die Berechnung der Mauthöhe ein-
bezogen werden. Die Bundesregierung sollte von dieser
Möglichkeit zeitnah Gebrauch machen. Um die Effektivi-
tät der Lkw-Maut zu erhöhen und ökologisch kontrapro-
duktive Ausweichreaktionen zu vermeiden, empfiehlt der
SRU weiterhin die Erhebung von Straßenbenutzungsge-
bühren bereits für Lkws ab 3,5 t und möglichst umfassend
auch auf dem nachgeordneten Straßennetz (SRU 2005,
Tz. 563). Die gegenwärtige Zweckbindung der Mautein-
nahmen in Deutschland zugunsten der Straßeninfrastruk-
tur ist abzulehnen, da sie eine mit langfristigen Klimazie-
len im Einklang stehende Investitionspolitik erschwert.
Hierfür wäre vielmehr eine Zweckbindung der Einnah-
men zugunsten von modusübergreifenden Maßnahmen
zur Verminderung der ökologischen Belastungen durch
den Güterverkehr geboten.

Ferner sollte die Bundesregierung auf EU-Ebene im Rah-
men zukünftiger Revisionsschritte auf weitere Verbesse-
rungen hinwirken, da auch die überarbeitete Richtlinie
trotz Fortschritten in wichtigen Punkten hinter einem aus
ökologischer Perspektive wünschenswerten Ansatz zu-
rückbleibt. Zentrale Kritikpunkte betreffen den Geltungs-
bereich und die Verbindlichkeit der überarbeiteten Euro-
vignetten-Richtlinie. So können die Mitgliedstaaten auch
künftig Lkws mit einem zulässigen Gesamtgewicht zwi-
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schen 3,5 t und 12 t von der Maut befreien oder weiterhin
vollständig auf die Einführung einer Lkw-Maut verzich-
ten. 

Als kritisch erweist sich überdies, dass externe Staukos-
ten des Straßengüterverkehrs – entgegen ursprünglichen
Planungen – nicht in den Mautgebühren erfasst werden
dürfen, obgleich Staukosten auf einigen Streckenab-
schnitten und in Abhängigkeit von der Verkehrssituation
die dominierende Komponente der externen Kosten sein
können (MAIBACH et al. 2008, S. 32 ff.; SCHREYER
et al. 2004, S. 106). Es ist lediglich eine aufkommensneu-
trale zeitliche Differenzierung der Infrastrukturgebühren
erlaubt. Diese trägt zwar zu einer effizienteren Nutzung
der Straßenkapazitäten bei, kann dabei jedoch auch zu-
sätzliche Verkehrsleistung induzieren (KOMANOFF
1997, S. 6 ff.). Demgegenüber ließen sich durch eine stre-
ckenspezifische, an den tatsächlichen externen Staukos-
ten orientierte zusätzliche Knappheitsbepreisung gleich-
zeitig die Verkehrslenkung verbessern und benötigte
Finanzmittel für Investitionen in den klimaverträglichen
Umbau des Verkehrssystems generieren. In diesem Sinne
sollte zudem der derzeitigen Empfehlung der Richtlinie,
die zusätzlichen Mauteinnahmen durch die Erfassung ex-
terner Kosten für eine nachhaltige Gestaltung des Güter-
verkehrs zu verwenden, verpflichtender Charakter zu-
kommen.

Des Weiteren sollte bei zukünftigen Revisionen der Euro-
vignetten-Richtlinie erneut konstruktiv geprüft werden,
wie die externen – das heißt die nicht über den Kfz-Versi-
cherungsschutz gedeckten – Unfallkosten zukünftig ange-
messen in den Mautgebühren erfasst werden könnten.
Obwohl die marginalen externen Unfallkosten, insbeson-
dere im nachgeordneten Straßennetz und weniger auf den
Autobahnen, signifikant sein können (SCHREYER et al.
2004, S. 90 ff.; MAIBACH et al. 2008, S. 43 ff.;
LINDBERG 2002), bleiben sie auch in der überarbeiteten
Richtlinie unberücksichtigt. 

4.4.2 CO2-Standards für schwere Nutzfahr-
zeuge

268. CO2-Emissions- bzw. Verbrauchsgrenzwerte für
Pkws sind ein weltweit verbreitet eingesetztes Instrument
zur Begrenzung der CO2-Emissionen sowie der Ölabhän-
gigkeit des Straßenpersonenverkehrs. Auch die spezifi-
schen CO2-Emissionen leichter Nutzfahrzeuge werden in
der EU bereits über solche Standards reguliert, für
schwere Nutzfahrzeuge des Straßengüterverkehrs existie-
ren hingegen keine europäischen Grenzwerte für den spe-
zifischen CO2-Ausstoß. Diese Beschränkung greift zu
kurz, da leichte Nutzfahrzeuge die Nutzfahrzeugflotte
zwar hinsichtlich der Fahrzeuganzahl dominieren, der
Schwerverkehr mit Blick auf die Gesamtfahrleistung und
den Kraftstoffverbrauch jedoch die größte Relevanz hat
(LENZ et al. 2010; HILL et al. 2011, S. 73 ff.;
BRUNNER 2011). 

Obschon die Kraftstoffeffizienz bereits heute ein wichti-
ges Kriterium bei der Anschaffung schwerer Nutzfahr-
zeuge ist, zeigen verschiedene Studien das nach wie vor
große Potenzial für weitere – größtenteils kosteneffiziente –

Verbesserungen beim spezifischen Kraftstoffverbrauch
auf (HILL et al. 2011; JACKSON 2011; LAW et al. 2011;
s. a. Tz. 253). Zur Erschließung der vorhandenen Poten-
ziale sollten verpflichtende CO2-Grenzwerte für schwere
Nutzfahrzeuge erarbeitet und eingeführt werden. Die
derzeitigen Bestrebungen seitens der Europäischen Kom-
mission zur Entwicklung von Testprozeduren zur
Verbrauchsmessung sind dabei als notwendige Vorausset-
zung einer solchen Standardsetzung zu begrüßen
(BRUNNER 2011). Für eine möglichst effektive instru-
mentelle Ausgestaltung ist es wichtig, dass der Regulie-
rungsansatz nicht nur die Motoreneffizienz, sondern auch
die Aufbauten bzw. den gesamten Fahrzeugzug umfasst,
da Potenziale zur Verbesserung der Gesamteffizienz
schwerer Nutzfahrzeuge vor allem auch im Bereich Aero-
dynamik, bei der Verringerung des Rollwiderstandes und
bei Gewichtseinsparungen liegen (HILL et al. 2011;
JACKSON 2011; LAW et al. 2011). In diesen Bereichen
erzielte Effizienzsteigerungen sind auch im Hinblick auf
eine partielle – direkte und indirekte – Elektrifizierung
des Straßengüterverkehrs von nachhaltigem Nutzen, da
sie den induzierten Anstieg der Stromnachfrage bremsen.

Die Grenzwertsetzung sollte zwischen verschiedenen
Fahrzeugtypen für unterschiedliche Einsatzzwecke diffe-
renzieren und sich an der maximalen Zuladung hinsicht-
lich des Gewichts und des Volumens orientieren. Dazu ist
eine Methodik zu entwickeln, welche – unter Zuhilfe-
nahme von Simulationsmodellen – mit vertretbarem ad-
ministrativem Aufwand eine hinreichend präzise Erfas-
sung der spezifischen CO2-Emissionen verschiedener
Fahrzeugkonfigurationen erlaubt. Hierbei kann auf die
Erfahrungen in Japan und den Vereinigten Staaten zu-
rückgegriffen werden, wo bereits Standards für schwere
Nutzfahrzeuge eingeführt wurden bzw. ihre Einführung
bevorsteht (KAJIWARA 2011; EPA 2011).

Aufgrund der vergleichsweise schnellen Flottenerneue-
rung schwerer Nutzfahrzeuge ließe sich durch anspruchs-
volle CO2-Standards relativ kurzfristig die CO2-Belas-
tung je beförderter Tonne spürbar mindern. Damit sich
die Verbesserungen der spezifischen Effizienz auch in ei-
ner entsprechenden Minderung der absoluten CO2-Emis-
sionen niederschlagen, ist der Rebound-Effekt (d. h. eine
durch Effizienzgewinne induzierte Zunahme der Trans-
portleistung) durch geeignete preisliche Instrumente zu
adressieren (vgl. Abschn. 4.4.1.1). 

Während für neu in Verkehr gebrachte Pkws und leichte
Nutzfahrzeuge Informationsbereitstellungspflichten zum
Kraftstoffverbrauch und zu den spezifischen CO2-Emis-
sionen bestehen, existiert in Europa für schwere Nutz-
fahrzeuge kein vergleichbarer genormter Fahrzyklus zur
Ermittlung entsprechender Verbrauchs- und Emissionsan-
gaben (ZIMMER und FRITSCHE 2008). Daher sollte
– parallel zur Einführung von ambitionierten Standards –
durch eine verbesserte Bereitstellung von Informationen
zum Kraftstoffverbrauch insbesondere auch kleineren
Spediteuren die Anschaffung von verbrauchsarmen und
für die jeweilige Nutzung optimierten Fahrzeugen er-
leichtert werden. Dies kann sowohl die Etablierung eines
transparenten Labeling-Systems als auch eines öffentlich
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zugänglichen Simulationstools zur Berechnung der Ge-
samtemissionen eines Fahrzeugzugs für verschiedene
Konfigurationen umfassen.

4.4.3 Entwicklung eines zukunftsfähigen 
Verkehrsnetzes

269. Zentraler Baustein für einen klimaverträglichen
Güterverkehr ist die Verlagerung auf die Schiene. Dafür
ist ein entsprechend ausgestaltetes Schienennetz notwen-
dig. Grundsätzlich gilt es daher, bestehende Engpässe zu
beseitigen und je nach angestrebtem Verlagerungsumfang
neue Schieneninfrastruktur zur Verfügung zu stellen. Das
Straßennetz ist hingegen bereits so dicht, dass die Erhal-
tung Vorrang hat und auch Rückbau nicht ausgeschlossen
sein sollte.

Das Planungsverfahren für Bundesverkehrswege ist
mehrstufig aufgebaut. Grundsätzlich kann die Klimapro-
blematik mit den klassischen Mitteln der Konfliktschlich-
tung in der Planfeststellung – etwa Trassenverlegung –
nicht gelöst werden (WINTER 2010, S. 200). Daher gilt
es zur Gewährleistung eines klimaverträglichen Güterver-
kehrs auf höchster Ebene, nämlich der Bundesverkehrs-
wegeplanung, anzusetzen. Denn hier wird die für die Kli-
maverträglichkeit relevante Frage des Bedarfs an Neu-,
Aus- und Rückbau von Verkehrswegen entschieden. Auf
den nachfolgenden Stufen können nur noch die negativen
(Umwelt-)Auswirkungen von bereits beschlossenen Ver-
kehrsprojekten reduziert werden. 

Der Bundesverkehrswegeplan ist derzeit ein Investitions-
rahmenplan, der das notwendige Investitionsvolumen für
die einzelnen während seiner Laufzeit vorgesehenen Ver-
kehrsprojekte darstellt. Mit ihm wird über den Projektbe-
darf, nicht jedoch über die konkrete Projektrealisierung
entschieden. Er ist Grundlage für die Bedarfsgesetze (Än-
derungen des Bundesschienenwegeausbau- bzw. des
Fernstraßenausbaugesetzes), mit denen der Bundestag be-
schließt, welche Verkehrsprojekte gebaut werden sollen.
Deshalb handelt es sich bei der Bundesverkehrswegepla-
nung um die entscheidende Weichenstellung. Die Erfor-
derlichkeit der dort aufgenommenen Projekte lässt sich in
den nachfolgenden Verfahren nur noch schwer widerle-
gen. 

Für 2015 plant das Bundesministerium für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung (BMVBS) eine Neuauflage des
Bundesverkehrswegeplans. Diese sollte genutzt werden,
um das Verkehrsnetz auf einen klimaverträglichen Güter-
verkehr entsprechend den für das Jahr 2050 gesetzten Re-
duktionszielen für CO2-Emissionen auszurichten. 

4.4.3.1 Schwächen der Bundesverkehrs-
wegeplanung

270. Die Bundesverkehrswegeplanung von 2003 weist
strukturelle Schwächen im Hinblick auf die Gewährleis-
tung eines klimaverträglichen Güterverkehrs auf, die al-
lein durch die nach § 14b Absatz 1 Nummer 1 in Verbin-
dung mit Anlage 3 Nummer 1 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nun erforderli-

che Strategische Umweltprüfung (SUP) nicht ausgegli-
chen werden können.

Fehlerhafte Bedarfsbestimmung

271. Grundlage der Bundesverkehrswegeplanung sind
zunächst Verkehrsprognosen, die jedoch nicht in Szena-
rien mit verschiedenen Zeithorizonten verarbeitet wer-
den. Vielmehr wird davon ausgegangen, dass für die pro-
gnostizierten Verkehrsströme die entsprechende
Infrastruktur zur Verfügung gestellt werden muss, wo-
durch politische Gestaltungsspielräume negiert werden
(SRU 2005, Tz. 398; BORMANN et al. 2010, S. 15). Der
Bedarf wird nicht aufgrund zuvor festgelegter Kriterien
bestimmt, sondern vielmehr durch die Länder für die
Bundesfernstraßen und durch die DB Netz AG für die
Schiene angemeldet. In der Folge werden – teils sogar
umstrittene – Großprojekte für den Personenverkehr auf
der Schiene finanziert, statt prioritär die Beseitigung von
Engpässen voranzutreiben (HOLZHEY 2010, S. 164;
BORMANN et al. 2010, S. 12). Wegen der Verflechtung
zwischen Bund und Ländern in der Bundesverkehrswege-
planung (der Bund finanziert Projekte, die von den Län-
dern angemeldet werden), bestehen auf Seiten der Länder
Anreize einen überzogenen Bedarf anzumelden, wodurch
es zur Finanzierung von Verkehrsprojekten von nur regio-
naler Bedeutung kommt (SRU 2005, Tz. 399). 

Unzureichende Projektbewertung

272. Ein uneingeschränkter Planungsauftrag wird für
solche angemeldeten Projekte erteilt, die nach Durchfüh-
rung einer Raumwirksamkeitsanalyse, einer Umweltrisi-
koeinschätzung und einer Nutzen-Kosten-Analyse als
vordringlicher Bedarf klassifiziert wurden, wobei letztere
das zentrale Kriterium für Bauwürdigkeit und Dringlich-
keit ist (BORMANN et al. 2010, S. 10). Die Auswirkun-
gen von CO2-Emissionen auf das Klima sind im Rahmen
der Projektbewertung nicht ausschlaggebend. So finden
sie in der ohnehin nur geringe Steuerungswirkung entfal-
tenden Umweltrisikoeinschätzung keine Berücksichti-
gung (SRU 2005, Tz. 415). Bei der auf die Bewertung der
gesamtwirtschaftlichen Effekte angelegten Nutzen-Kos-
ten-Analyse werden die Klimaauswirkungen zwar mit ei-
nem hohen Kostensatz (205 Euro pro ausgestoßener
Tonne CO2) bedacht, die Senkung der Transport- und Be-
förderungskosten sowie die Verbesserung der Erreichbar-
keit dominieren jedoch (BORMANN et al. 2010, S. 10).
Zudem kommt es weder bei der Umweltrisikoeinschät-
zung noch bei der Nutzen-Kosten-Analyse zu einer aus-
reichenden verkehrsträgerübergreifenden Alternativen-
prüfung (BORMANN et al. 2010, S. 15; WINTER 2010,
S. 199).

Finanzierungsprobleme

273. Mit der Fertigstellung der im Bundesverkehrswe-
geplan 2003 und den entsprechenden Ausbaugesetzen
enthaltenen Verkehrswege ist nicht nur wegen der langen
Planungszeiträume, sondern vor allem wegen Finanzie-
rungsproblemen erst zwischen 2025 und 2030 für die
Bundesfernstraßen bzw. bis 2040 für die Bundesschie-
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nenwege zu rechnen (BORMANN et al. 2010, S. 4 und
14). Es fehlt derzeit an einem Finanzierungskonzept. Die
Finanzierung neuer Schienenwege erfolgt größtenteils
über Haushaltsmittel, ohne dass dabei Einnahmen aus der
Lkw-Maut verwendet werden dürften – diese fließen nur
in Straßenprojekte (§ 11 Bundesfernstraßenmautgesetz
(BFStrMG)).

Keine Steuerungswirkung der Strategischen 
Umweltprüfung

274. Durch die Pflicht, zukünftig eine SUP durchzufüh-
ren, sind positive Impulse für die Bundesverkehrswege-
planung zunächst insofern zu erwarten, als dass auch das
globale Klima Schutzgut und daher eine CO2-Emissionen
berücksichtigende Klimaverträglichkeitsprüfung durch-
zuführen ist (SRU 2011, Tz. 456). Zudem sind im Rah-
men der durchzuführenden Alternativenprüfung nach
§ 19b Absatz 2 UVPG alternative Verkehrsnetze und al-
ternative Verkehrsträger zu berücksichtigen, zu beschrei-
ben und zu bewerten, wodurch die Prüfung der Um-
weltauswirkungen von der Projekt- auf die Netzebene
verlagert wird (GASSNER 2006, § 19b Rn. 13;
HÜNNEKENS in: HOPPE 2012, § 19b UVPG Rn. 24;
PETERS/BALLA 2006, § 19b UVPG Rn. 7). Des Weite-
ren ist die nach § 14i UVPG durchzuführende Öffentlich-
keitsbeteiligung nicht nur für die Akzeptanz des Plans
wichtig (WAGNER in: HOPPE 2012, § 14i UVPG
Rn. 7), sondern kann auch zu verstärkten Diskussionen
– auch über die Klimaauswirkungen – in der Öffentlich-
keit beitragen und insofern Druck auf die Entscheidungs-
träger ausüben und damit positive Auswirkungen auf den
weiteren Verfahrensverlauf haben (SRU 2011, Tz. 460).

Allerdings vermag die SUP keine Sperrwirkung zu entfal-
ten und kann daher allein keine ausreichende Steuerungs-
wirkung entfalten. Denn nach § 14k Absatz 2 UVPG ist
der Umweltbericht lediglich zu berücksichtigen, weswe-
gen es weder zu einer Bindung an den Umweltbericht
kommt (PETERS/BALLA 2006, § 14k UVPG Rn. 5),
noch den Umweltbelangen abstrakt-genereller Vorrang
einzuräumen ist (PETERS/BALLA 2006, § 14k UVPG
Rn. 6; BECKMANN in: HOPPE 2012, § 14k UVPG
Rn. 11). Vielmehr gehen die im Rahmen der SUP genann-
ten Umweltbelange in die Gesamtentscheidung ein, in de-
ren Rahmen sie auch ganz oder teilweise zurückgestellt
werden können (PETERS/BALLA 2006, § 14k UVPG
Rn. 5; BECKMANN in: HOPPE 2012, § 14k UVPG
Rn. 9). 

4.4.3.2 Neuausrichtung der Bundesverkehrs-
wegeplanung

275. Um einen klimaverträglichen Güterverkehr zu ge-
währleisten, ist ein Paradigmenwechsel in der Bundesver-
kehrswegeplanung notwendig. Nachfolgend sollen wich-
tige Eckpunkte dargestellt werden, die für eine
Neuausrichtung der Bundesverkehrswegeplanung rele-
vant sind. 

Bundesverkehrswegeplanung auf gesetzliche 
Grundlage stellen

276. Bisher ist das Verfahren für die Bundesverkehrs-
wegeplanung nicht gesetzlich geregelt. Es sollte daher
künftig auf eine gesetzliche Grundlage gestellt werden.
Durch sie werden wichtige Weichenstellungen vorge-
nommen, die durch den Gesetzgeber vorstrukturiert sein
sollten. Insofern als die wesentlichen Entscheidungen
durch den Gesetzgeber selbst zu treffen sind (Wesentlich-
keitstheorie), sollten daher nicht nur Gegenstand und Ziel
der Planung, sondern auch das Aufstellungsverfahren
nebst Entscheidungskriterien vorgegeben werden. Der
Bund ist hierzu aufgrund seiner ausschließlichen Gesetz-
gebungskompetenz für Eisenbahnen des Bundes nach Ar-
tikel 73 Absatz 1 Nummer 6a Grundgesetz (GG) und sei-
ner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz für den
Straßenverkehr nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 22 GG
befugt. 

Netzbetrachtung statt Einzelprojektbewertung

277. Statt einen Katalog angemeldeter Einzelprojekte
zu überprüfen, sollte im Rahmen der Bundesverkehrswe-
geplanung künftig eine Netzbetrachtung vorgenommen
werden. Dazu gilt es die folgenden Verfahrensschritte
durchzuführen:

– Strategische Vorfestlegungen: Die in letzter Zeit unter
den Stichworten „Bundesmobilitätsplan“ (BORMANN
et al. 2010, S. 17 ff.) oder „Strategieplanung Mobilität
und Transport“ (Wissenschaftlicher Beirat für Verkehr
2010, S. 20 ff.) diskutierte vorgelagerte strategische
Planungsebene sollte im Rahmen der Bundesverkehrs-
wegeplanung als erster Schritt aufgenommen werden.
Hier wären nicht nur die Entwicklungsziele für einen
klimaverträglichen Verkehr etwa in Anlehnung an die
Vorgaben der Nachhaltigkeitsstrategie zu konkretisie-
ren (LAMBRECHT et al. 2009, S. 80; BORMANN
et al. 2010, S. 18), sondern auch die Entscheidungskri-
terien zur materiellen Vorstrukturierung der Planungs-
entscheidung auszudifferenzieren. 

– Verkehrsprognosen und -szenarien: Unter Berücksich-
tigung der gegenseitigen Beeinflussung sollten meh-
rere Verkehrsprognosen und -szenarien entwickelt
werden, die im Hinblick auf die Entwicklungsziele
und andere, klar vorgegebene Rahmenbedingungen
mehrere Optionen bis zum Jahr 2050 durchspielen.
Dabei sollten Anforderungen an die Entwicklung die-
ser Prognosen und Szenarien aufgestellt werden, mit
deren Hilfe ihre Verwendbarkeit sichergestellt werden
kann. 

– Bundesverkehrswegeplan: Unter Zuhilfenahme der
Entscheidungskriterien sollte die im Hinblick auf ein
gesamtdeutsches Verkehrsnetz erforderliche Schienen-
und Straßeninfrastruktur bestimmt werden. Dazu soll-
ten alle bisher noch nicht umgesetzten Projekte aus
dem letzten Bundesverkehrswegeplan auf den Prüf-
stand, die Fernverkehrsinfrastruktur in den Fokus ge-
rückt (BORMANN et al. 2010, S. 26 ff.; SRU 2005,
Tz. 423 ff.) und die Einbindung in das transeuropäi-
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sche Verkehrsnetz berücksichtigt werden
(Artikel 170 ff. AEUV).

Öffentlichkeitsbeteiligung und Strategische 
Umweltprüfung

278. Um größtmögliche Akzeptanz zu erzielen, sollte
– wie für Stromnetze durch § 12a Energiewirtschaftsge-
setz (EnWG) vorgesehen – schon hinsichtlich der Ver-
kehrsprognosen und -szenarien eine Öffentlichkeitsbetei-
ligung vorgesehen werden (so auch BORMANN et al.
2010, S. 22), wobei jedoch gesetzlich vorab festzulegen
wäre, wie mit deren Ergebnissen umzugehen ist. Die für
den Bundesverkehrswegeplan durchzuführende SUP um-
fasst sowohl eine Alternativenprüfung als auch eine Öf-
fentlichkeitsbeteiligung. Erstere verlangt bereits die Be-
rücksichtigung, Beschreibung und Bewertung alternativer
Verkehrsnetze und Verkehrsträger, sollte zusätzlich aber
auch nicht-infrastrukturelle Maßnahmen wie die Optimie-
rung der Leit- und Sicherungstechnik als Alternative zum
Neu- und Ausbau einbeziehen. Hinsichtlich der Öffent-
lichkeitsbeteiligung ist sicherzustellen, dass sie zu einem
Zeitpunkt erfolgt, in dem es nicht nur um die Ausgestal-
tung, sondern auch um die vorgelagerte Frage der Erfor-
derlichkeit geht. Im Hinblick auf das Ergebnis der SUP
wäre eine Steigerung der Verbindlichkeit sinnvoll. Dies
könnte zum Beispiel in der Form geschehen, dass die in
§ 14 Absatz 2 Nummer 2 UVPG vorgesehene Begrün-
dungspflicht präzisiert und verschärft wird.

Erstellung des Bundesverkehrswegeplans: 
Zuständigkeit und Form

279. Die administrative Erarbeitung und Aufstellung
des Bundesverkehrswegeplans sollte in Kooperation zwi-
schen den Ressorts Verkehr und Umwelt entweder auf
ministerieller oder aber bundesbehördlicher Ebene statt-
finden. Dabei sollte die Unterscheidung zwischen dem
Bundesverkehrswegeplan und den vom Parlament verab-
schiedeten Ausbaugesetzen für die Verkehrsträger
Schiene und Straße grundsätzlich beibehalten werden,
wobei letztere in Zukunft verkehrsträgerübergreifend in
einem Bedarfsgesetz zusammengeführt werden sollten.
Bei der Ausgestaltung sind die verfassungsrechtlichen
Vorgaben, wie sie vom Bundesverfassungsgericht kon-
kretisiert wurden (BVerfGE Bd. 95, S. 1 (17 f.)), zu be-
achten.

Nachhaltige Finanzierung der Bundesverkehrswege 

280. Es sollte ein nachhaltiger Finanzierungsrahmen auf
einem – für die notwendige Weiterentwicklung des Ver-
kehrsnetzes – ausreichend hohem Niveau gesetzt werden,
der sich an den folgenden Grundsätzen orientiert:

– Die Haushaltsmittel sollten durch Nutzungsbeiträge
ergänzt werden. Dabei sollten keine geschlossenen Fi-
nanzierungskreisläufe vorgeschrieben, sondern eine
verkehrsträgerübergreifende Mittelverwendung er-
möglicht werden (BORMANN et al. 2010, S. 25 f.).
Daher ist etwa § 11 BFStrMG problematisch, wonach

Einnahmen aus der Lkw-Maut nur in Straßenprojekte
fließen dürfen.

– Die Investitionsvolumina sollten verstetigt werden,
damit eine stabile finanzielle Basis für den Neu- und
Ausbau von Schieneninfrastruktur und die Erhaltung
bzw. den Rückbau von Straßen geschaffen wird.

– Grundsätzlich sollten zukünftig die Erhaltung bzw. die
Verbesserung der Infrastruktur Vorrang vor Strecken-
neubauten haben. Im Schienenverkehr lassen sich
durch infrastrukturelle Maßnahmen zur Erhöhung der
Kapazitäten des Güterverkehrs, insbesondere durch
Netzertüchtigung und die Beseitigung von Engpass-
stellen, mit geringerem Mitteleinsatz häufig höhere
Umweltentlastungen als durch teure Neubauvorhaben
für den Hochgeschwindigkeitspersonenverkehr erzie-
len.

4.4.4 Flankierende planungs- und ordnungs-
rechtliche Instrumente

281. Wenn eine Güterverkehrsleistung von bis zu
500 Mrd. tkm auf der Schiene realisiert werden soll (vgl.
Tz. 255), werden die Bereitstellung einer entsprechenden
überörtlichen Infrastruktur und ökonomische Instrumente
wie die Emissionsbepreisung oder Mautgebühren als An-
reize zur Verlagerung des Straßengüterverkehrs auf die
Schiene vermutlich nicht ausreichen. Wichtig wird es
vielmehr zum einen sein, dass Wirtschaftsunternehmen,
bei denen mit einem An- und Abtransport von Gütern in
relevantem Umfang zu rechnen ist (z. B. Güterverkehrs-
zentren, herstellende und verarbeitende Industrie), über
private Gleisanschlüsse Zugang zum öffentlichen Schie-
nenverkehrsnetz haben. Zum anderen wird nach Instru-
menten zu suchen sein, durch die der Straßengüterverkehr
gezielt zugunsten einer Verlagerung auf die Schiene um-
gelenkt werden kann. 

Private Gleisanschlüsse ermöglichen

282. Um Neu- und Ausbau sowie Reaktivierung priva-
ter Gleisanschlüsse voranzutreiben, gilt es zunächst be-
stehende Förderprogramme (Gleisanschlussförderrichtli-
nie des BMVBS) zu optimieren (LAMBRECHT et al.
2009, S. 96 ff.). Zugleich sollten in Bauleitplänen (Flä-
chennutzungsplan und Bebauungsplan), insbesondere bei
der Ausweisung neuer Industrie- und Gewerbegebiete,
entsprechende Flächen für Schienen vorgehalten werden.

Daher sollten zu den bei der Aufstellung von Bauleitplä-
nen zu berücksichtigenden Belangen des § 1 Absatz 6
Baugesetzbuch (BauGB) das Verlagerungsziel und die
dazugehörige Anbindung güterintensiver Wirtschaftsun-
ternehmen an das Schienenverkehrsnetz hinzugefügt wer-
den. Denn diesen kommt im Rahmen der Bauleitplanung
Orientierungsfunktion zu. Sie sind in die Abwägung – so-
fern dies der Lage der Dinge entspricht – einzustellen und
können sich hier gegen andere öffentliche oder private
Belange durchsetzen (SÖFKE in: ERNST/ZINKAHN/
BIELENBERG/KRAUTZBERGER et al. 2011, § 1
BauGB Rn. 108, 188; KRAUTZBERGER in: BATTIS/
KRAUTZBERGER/LÖHR 2009, § 1 BauGB Rn. 47, 49).
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Insbesondere dann, wenn Gleisanschlüsse im Hinblick
auf die topografischen Gegebenheiten realisierbar und die
Nähe zum überörtlichen Schienennetz zweckmäßig sind,
können dann im Rahmen der Bauleitplanung entspre-
chende Flächen vorgehalten werden. Eine Beeinträchti-
gung des durch Artikel 28 Absatz 2 GG garantierten
kommunalen Selbstverwaltungsrechts, das über die Pla-
nungshoheit auch die örtliche Bodennutzung und damit
Bauleitplanung umfasst (TETTINGER/SCHWARZ in:
von MANGOLDT/KLEIN/STARCK 2010, Artikel 28
GG Rn. 181), ist hierdurch nicht zu befürchten, weil le-
diglich die zu berücksichtigenden Belange ergänzt, beste-
hende Planungen jedoch nicht gestört und zukünftige Pla-
nungen nicht entzogen werden. 

Wichtig für private Gleisanschlüsse ist neben der Vorhal-
tung entsprechender Flächen, dass die Anbindung an das
überörtliche Schienennetz gewährleistet ist. Insofern ist
die Anschlussgewährleistungspflicht des § 13 Allgemei-
nes Eisenbahngesetz (AEG), wonach jede Eisenbahn den
Anschluss an ihre Schieneninfrastruktur gestatten muss,
von besonderer Bedeutung. Hierdurch kann die Verknüp-
fung der Einzelstrecken zu einem Gesamtnetz und damit
die zusammenhängende Nutzbarkeit des gesamten Schie-
nennetzes gewährleistet werden. Negativ kann sich hin-
gegen die Möglichkeit öffentlicher Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen auswirken, die dauernde Einstellung des
Betriebs einer Strecke zu beantragen (vgl. § 11 Absatz 1
AEG). Weil zu befürchten ist, dass sich die Netzdichte
hierdurch zunehmend reduziert, bedarf es einer Gegen-
steuerung (kritisch auch REH 2004, S. 42 ff.).

Anreize und Pflichten zur Verlagerung auf die Schiene 
diskutieren

283. Sollten die bestehenden Anreize zur Verlagerung
des Güterverkehrs auf die Schiene in Zukunft nicht aus-
reichen, um die verfügbaren Kapazitäten auszunutzen,
müsste über zusätzliche Instrumente nachgedacht wer-
den. Um den Alpenraum zu schützen, haben sowohl die
Schweiz als auch Österreich diskussionswürdige Maß-
nahmen zur Verlagerung, insbesondere des (Transit-)Gü-
terverkehrs auf die Schiene, diskutiert bzw. auch getrof-
fen: 

– Ökopunktesystem (1992 bis 2003): Für den Transitver-
kehr wurde durch einen Vertrag zwischen Österreich
und der damaligen Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG) sowohl eine Emissionsobergrenze als
auch eine mengenmäßige Obergrenze für die mit
Lkws durchgeführten Fahrten eingeführt. Zur Durch-
setzung der Grenzen wurden Ökopunkte auf die ein-
zelnen Mitgliedstaaten verteilt, die bei Fahrten durch
das Land „abgegeben“ werden mussten. Weil dies im
Rahmen der Beitrittsverhandlungen so vereinbart
wurde, konnte das Ökopunktesystem auch nach dem
Beitritt Österreichs zur Europäischen Union zunächst
beibehalten werden (vgl. für einen Überblick OBWEXER
2006, S. 300 ff.).

– Alpentransitbörse (in der Diskussion): Vor allem in
der Schweiz, aber auch in Österreich werden mehrere

Modelle für die Versteigerung von und den Handel mit
Durchfahrtsrechten diskutiert, um zum Schutz der Al-
pen eine Verlagerung von der Straße auf die Schiene
zu bewirken (vgl. für einen kurzen Überblick EPINEY
und HEUCK 2009, S. 179 ff.; Bundesamt für Raum-
entwicklung ARE 2007, S. 85 ff.). Die obere Grenze
soll sich dabei entweder an bestimmten Emissionen
oder der Anzahl der Fahrten orientieren. In der
Schweiz wurde der Bundesrat 2008 durch das soge-
nannte Güterverkehrsverlagerungsgesetz aufgefor-
dert, entsprechende Verhandlungen mit der Europäi-
schen Union und den Nachbarländern anzustreben.

– Sektorales Fahrverbot (mehrfache Beanstandung
durch den EuGH): Schon 2003 hatte das österreichi-
sche Bundesland Tirol per Verordnung auf einem Teil-
stück der Inntalautobahn Lkw-Transporte, insbeson-
dere von Gütern wie etwa Steine und Erden, die
zwischen Deutschland und Italien transportiert wer-
den, verboten. Nachdem die Verordnung 2005 durch
den Europäischen Gerichtshof (EuGH) aufgehoben
wurde (EuGH, Urteil vom 15. November 2005 in der
Rechtssache C-320/03, EuZW 2006, S. 50 ff.), hat Ti-
rol 2008 erneut eine solche Verordnung erlassen – nun
im Rahmen eines Maßnahmenbündels zur Verbesse-
rung der Luftqualität und nachdem Anstrengungen zur
Schaffung von Transportalternativen unternommen
wurden. Auch bei dieser Verordnung hat der EuGH ei-
nen Verstoß gegen die Warenverkehrsfreiheit festge-
stellt, weil nicht nachgewiesen werden konnte, dass
weniger beschränkende Maßnahmen – wie ständige
Geschwindigkeitsbeschränkungen oder eine Auswei-
tung bestehender Fahrverbote auf weitere Euro-Klas-
sen – zur Gewährleistung der Luftqualität ungeeignet
sind (EuGH, Urteil vom 21. Dezember 2011 in der
Rechtssache C-28/09).

Diese bis zum Verbot reichenden Maßnahmen lassen sich
zwar nicht ohne Weiteres auf die Situation in Deutschland
übertragen, liefern aber für die Zukunft interessante An-
satzpunkte. Sie sind im europäischen Kontext zu sehen
und müssen daher vor allem mit der Warenverkehrsfrei-
heit (Artikel 34 AEUV) und dem Diskriminierungsverbot
(Artikel 18 AEUV) vereinbar sein. Bei entsprechender
Ausgestaltung sind derartige Maßnahmen zur Verlage-
rung des Güterverkehrs einer Rechtfertigung aus Gründen
des Umweltschutzes zugänglich. Dabei wird es hinsicht-
lich der Verhältnismäßigkeit vor allem auf den richtigen
Anknüpfungspunkt für Maßnahmen (Fahrzeugemissio-
nen) und realistische Ausweichmöglichkeiten (ausrei-
chend Schienenkapazitäten) ankommen (vgl. Schlussan-
träge der Generalanwältin Trstenjak vom 16. Dezember
2010 in der Rechtssache C-28/09). Sofern der Lokal- und
Kurzstreckenverkehr und damit inländische Transpor-
teure bevorzugt werden, kann dies nicht mit allein wirt-
schaftlichen Erwägungen gerechtfertigt werden. Des Wei-
teren gilt es, die Vereinbarkeit mit der europäischen
Eurovignetten-Richtlinie 2011/76/EU sicherzustellen und
hier eventuell Modifikationen vorzunehmen.

Politische Ansätze zur Neuausrichtung des Gütertransports
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4.4.5 Forschungsbedarf, Test- und 
Demonstrationsprojekte 

284. Seitdem auch der Verkehrssektor verstärkt im kli-
mapolitischen Fokus steht, ist die Diskussion um seine
Dekarbonisierung von verschiedenen technologischen
„Hypes“ geprägt (Brennstoffzelle, batterieelektrische
Fahrzeuge in den Neunzigerjahren, Biokraftstoffe), wel-
che vermeintlich einen Königsweg zur Lösung der CO2-
Problematik des Sektors versprachen. Die anfängliche
Euphorie für die jeweilige Technologie legte sich regel-
mäßig bereits nach wenigen Jahren oder verkehrte sich
gar ins Gegenteil. Der gegenwärtige Stand des Wissens
hinsichtlich zukünftiger technologischer Optionen zur
Dekarbonisierung des Güterverkehrs erlaubt noch keine
Festlegungen zugunsten bestimmter Technologien. Zu-
dem zeigen die bisherigen Erfahrungen, dass sich die
Gesellschaft voraussichtlich von der Idee des einen tech-
nologischen Königswegs wird lösen müssen. Wahr-
scheinlicher ist der Einsatz verschiedener Technologien
in Abhängigkeit von den spezifischen Anforderungen der
jeweiligen Transportaufgaben.

Angesichts der bestehenden Unsicherheiten über die Ent-
wicklungs-, Realisierungs- und Kostendegressionspoten-
ziale verschiedener Antriebs- und Kraftstoffoptionen ist
eine möglichst technologieoffene staatliche Forschungs-
politik geboten. Eine frühzeitige Festlegung auf wenige
Technologien, die kurzfristig gegebenenfalls kostengüns-
tiger und schneller zu realisieren sind, kann sich langfris-
tig als nicht hinreichend effektiv und wesentlich teurer er-
weisen als eine breit gefächerte Forschungs- und
Entwicklungsstrategie, die auch solche Technologieoptio-
nen umfasst, deren Marktreife derzeit noch weit entfernt
und ungewiss ist.

Die Mittelverteilung einer solchen Forschungs- und Ent-
wicklungsförderung sollte sich grundsätzlich an den po-
tenziellen Zielerreichungsbeiträgen und der Notwendig-
keit öffentlicher Fördermaßnahmen richten. Mithin
sollten vor allem solche Technologien gefördert werden,
die erhebliche CO2-Einsparpotenziale aufweisen und für
deren Entwicklung nicht ausreichend private Mittel be-
reitgestellt werden. Private Gelder lassen sich umso weni-
ger mobilisieren, je weiter die Technologie von der
Marktreife entfernt und desto unsicherer ihr kommerziel-
ler Erfolg ist. Eine solche hohe Unsicherheit und damit
hohe Risikokosten privater Investoren sind insbesondere
dann gegeben, wenn für die erfolgreiche Marktetablie-
rung der Aufbau umfangreicher Infrastrukturen erforder-
lich ist, da die erfolgreiche Produktentwicklung allein für
einen kommerziellen Erfolg nicht ausreicht. 

So sind zum Beispiel für die verschiedenen Optionen zur
Elektrifizierung des Güterverkehrs sowohl fahrzeug- als
auch infrastrukturseitig noch erhebliche Entwicklungs-
schritte notwendig. Mit Blick auf ambitionierte klimapoli-
tische Langfristziele, die angesichts des prognostizierten
Verkehrsmengenwachstums durch Weiterentwicklungen
des Verbrennungsmotors kaum erreichbar sein werden,
sollte die Forschung im Bereich alternativer, auf regene-
rativem Strom basierender Transportkonzepte für den Gü-
terverkehr verstärkt werden. Hierunter fällt auch die För-

derung der weiteren Erforschung und anschließenden
Erprobung bisher noch weitgehend unbeachteter Ansätze
wie leitungsgebundener elektrisch angetriebener Lkws
(Tz. 257). 

Zudem sollten die Forschungsaktivitäten zur Weiterent-
wicklung der verkehrsprognostischen Verfahren und de-
ren Verkopplung mit einer, an umweltpolitischen Ge-
sichtspunkten orientierten, strategischen Verkehrs- und
Infrastrukturplanung (Wissenschaftlicher Beirat für Ver-
kehr 2010; BORMANN et al. 2010; vgl. Abschn. 4.4.3.2)
verstärkt werden. So ließen sich beispielsweise die in ver-
schiedenen verkehrspolitischen Szenarien auftretenden
infrastrukturellen Knappheiten und die dadurch indu-
zierten Verkehrswirkungen durch die Entwicklung eines
einstufigen multimodalen Prognoseverfahrens besser ab-
bilden (NAGEL et al. 2010), wodurch die gesamtsystemi-
sche Verkehrsplanung auf ein qualitativ höherwertiges
Fundament gestellt werden könnte. 

4.5 Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

285. Der Güterverkehr, dominiert vom Gütertransport
auf der Straße, trägt bereits heute mit 7 % des gesamten
THG-Ausstoßes in Deutschland erheblich zur Klimabe-
lastung bei. Angesichts der prognostizierten Wachstums-
raten des Güterverkehrs ist zu erwarten, dass dieser An-
teil in Zukunft weiter ansteigen wird. Um das langfristig
– bis 2050 – angestrebte Ziel einer weitestgehenden De-
karbonisierung des gesamten Wirtschaftssystems zu er-
reichen, muss auch der Güterverkehr seine Klimabilanz
substanziell verbessern. Dazu ist es erforderlich, die Ent-
wicklung auf vier verschiedenen Ebenen grundlegend zu
verändern. Es bedarf

– einer Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Ver-
kehrsleistungswachstum,

– einer Verbesserung der Energieeffizienz und CO2-In-
tensität sämtlicher Verkehrsmodi,

– einer Stärkung des Anteils besonders energieeffizien-
ter Verkehrsträger im Modal Split und

– einer weitgehenden Umstellung der Energieversor-
gung auf erneuerbare Energieträger. 

Um diese Veränderungen zu erreichen, ist eine Kombina-
tion verschiedener ordnungsrechtlicher, planerischer und
fiskalischer Maßnahmen und Instrumente mit unter-
schiedlichen Zeithorizonten notwendig. 

Handlungsoptionen

286. Die Güterverkehrsleistung in Deutschland wird in
den kommenden Jahren weiter steigen, auch wenn eine
Fortschreibung vergangener, über dem Wirtschaftswachs-
tum liegender, Wachstumsraten kritisch zu hinterfragen
ist. Verschiedene Nachfrage- und Angebotstrends spre-
chen für eine sich deutlich verlangsamende Wachstums-
dynamik. Zu nennen wären hier zum Beispiel die Stabi-
lisierung des wirtschaftlichen Aufholprozesses in
Osteuropa oder die Tertiarisierung der Ökonomie auf der
Nachfrageseite und steigende Transportkosten oder infra-
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strukturelle Knappheiten auf der Angebotsseite. Die Poli-
tik kann dabei gezielt bestimmte Entkopplungstendenzen
verstärken. Leitbilder für eine Senkung der Verkehrsin-
tensität der Wirtschaft sind eine verstärkte Demateriali-
sierung, verkehrssparende Raumstrukturen sowie eine
verbesserte Effizienz der Logistikketten. Beispielhafte
Ansatzpunkte hierzu sind im Hinblick auf ihre Verkehrs-
auswirkungen optimierte Güterverkehrszentren oder eine
verbesserte Kommunikationsinfrastruktur zur Förderung
der Zusammenarbeit verschiedener Logistikanbieter.
Auch die regionale und die übergeordnete Wirtschafts-
politik können einen Beitrag zur Verstärkung von Ent-
kopplungstendenzen der Verkehrsnachfrage leisten, in-
dem nahräumliche Wirtschaftsverflechtungen und
Unternehmenscluster gefördert werden.

Um die Energienachfrage und die THG-Emissionen
merklich vom (verbleibenden) Güterverkehrswachstum
zu entkoppeln, sind Effizienzverbesserungen unerläss-
lich. Dies betrifft sowohl technische (z. B. höhere Moto-
reneffizienz) als auch organisatorische (z. B. höhere Fahr-
zeugauslastung) Effizienzsteigerungen. Zwar sind bei
allen Verkehrsträgern weitere Effizienzgewinne nötig und
möglich, dem Straßengüterverkehr kommt aufgrund sei-
ner Dominanz bei der Verkehrsmittelwahl allerdings be-
sondere Bedeutung zu. Durch Verbesserungen der Moto-
ren und Antriebstechnologien, aber auch mittels
Reduktion von Roll- und Luftwiderstand und Gewichts-
minderungen, sind hier erhebliche Steigerungen bei der
Energieeffizienz realisierbar. Derartige Verbesserungen
der Energieeffizienz sind auch im Hinblick auf eine Elek-
trifizierung des Straßengüterverkehrs von nachhaltigem
Nutzen, da sie den induzierten Anstieg der Stromnach-
frage bremsen. Obschon notwendig, sind inkrementelle
Strategien, die im Wesentlichen auf Effizienzverbesse-
rungen innerhalb der bestehenden Strukturen des Güter-
verkehrs fußen, nicht hinreichend. Langfristig sind tiefer
greifende systemische Änderungen unverzichtbar. 

Dies betrifft zunächst die Verlagerung von Transportleis-
tungen von der Straße auf die Schiene, denn aufgrund der
hohen Effizienz des Rad-Schienen-Systems lassen sich so
erhebliche Energieeinsparungen erzielen. Eine erste
Machbarkeitsuntersuchung für den SRU ergab, dass eine
Transportleistung des Schienengüterverkehrs von 300 bis
500 Mrd. tkm bis zum Jahr 2050 grundsätzlich darstellbar
ist. Dies setzt aber grundlegende technisch-organisatori-
sche Innovationen in der Abwicklung des Schienengüter-
verkehrs sowie einen substanziellen, aber finanziell reali-
sierbaren Ausbau der Schieneninfrastruktur voraus.
Bereits relativ kurzfristig und mit vergleichsweise gerin-
gem Mitteleinsatz können die Kapazitäten für den Schie-
nengüterverkehr durch Netzertüchtigung und die Beseiti-
gung von Engpassstellen erhöht werden. 

Vergleicht man die verschiedenen Handlungsoptionen zur
Umstellung auf erneuerbare Energien, sollte der leitungs-
gebundenen Elektrifizierung des Güterverkehrs Priorität
eingeräumt werden. Hier kommen neben der Verlagerung
auf den etablierten Verkehrsträger Schiene auch oberlei-
tungsgebundene Trolley-Systeme auf wichtigen Autobah-
nen infrage. Die oberleitungsgeführte Elektrifizierung des

Straßengüterfernverkehrs durch Trolley-Systeme ist eine
interessante Option zur Nutzung nahezu emissionsneutra-
len Stroms aus erneuerbaren Quellen, die ernsthaft ge-
prüft werden sollte. Mögliche Konkurrenz- und Komple-
mentaritätsbeziehungen zwischen den beiden Optionen
einer leitungsgebundenen Elektrifizierung sowie Fragen
der Integration in den europäischen Güterverkehrsmarkt
müssen noch näher untersucht werden. Für die auf der
Straße verbleibenden, nicht leitungsgebunden zu versor-
genden (Verteil- und Zuliefer-)Verkehre sind nachhaltig
produzierte Biokraftstoffe zwar grundsätzlich eine Op-
tion, kommen wegen der begrenzten Verfügbarkeit und
der Nutzungskonkurrenz zur Luftfahrt jedoch nur in en-
gem Maße infrage. Stattdessen sollten batterieelektrisch-
bzw. wasserstoffbasierte Ansätze für die Zuliefer- und
Verteilverkehre weiter entwickelt werden.

Solche systemischen Veränderungen erfordern eine aktive
Rolle des Staates und können nur über eine abgestimmte
Verkehrs-, Infrastruktur-, Wirtschafts-, Forschungs-,
Raumordnungs- und Umweltpolitik erreicht werden. Die
Notwendigkeit proaktiven staatlichen Handelns ergibt
sich dabei zum einen daraus, dass wesentliche Teile der
erforderlichen (infra-)strukturellen Anpassungen sowohl
planungsrechtlich als auch hinsichtlich ihrer Finanzierung
in staatlicher Verantwortung liegen. Zum anderen verhin-
dern Investitionsunsicherheiten oder prohibitiv hoher Ko-
ordinationsaufwand oftmals das selbstständige Ausbre-
chen privater Akteure des Güterverkehrs aus bestehenden
Pfadabhängigkeiten bzw. technologischen „Lock-in“-Si-
tuationen, sodass ein Systemwechsel ohne entschiedenes
staatliches Zutun nicht gelingt. Die infrastrukturellen
Weichenstellungen müssen ohne Zeitverzug initiiert wer-
den, da sie eine lange Vorlaufzeit haben und sich die Um-
stellung von Logistikstrukturen und Transportströmen
nur langsam vollzieht. Ohne frühzeitige Weichenstellun-
gen in Richtung einer ambitionierten Verkehrsvermei-
dungs-, Verlagerungs- und Energieträgersubstitutionsstra-
tegie wird die Politik mit zunehmendem Ehrgeiz der
Vermeidungsziele an Grenzen stoßen, die entweder eine
Verfehlung der Ziele implizieren oder ein abruptes und
sehr teures Umsteuern erfordern. 

Flankierende verkehrspolitische Instrumente

287. Wesentliches Instrument zur Weiterentwicklung
der Verkehrsinfrastruktur ist die Bundesverkehrswegepla-
nung, die in ihrer bisherigen Ausgestaltung allerdings
keine Steuerung in Richtung eines zukunftsfähigen Ver-
kehrsnetzes zu leisten vermag. Hierzu bedarf es einer
Neuausrichtung, die vor allem auch frühzeitige strategi-
sche Festlegungen umfasst. Diese betreffen nicht nur die
Konkretisierung klimapolitischer Ziele für den Verkehrs-
sektor, sondern auch die Untermauerung durch Kriterien
für die Weiterentwicklung insbesondere des Straßen- und
Schienennetzes. Erst auf Grundlage solcher Festlegungen
ist es sinnvoll, ein gesetzlich determiniertes Verfahren zu
etablieren, das ausgehend von Verkehrsprognosen und -sze-
narien transparent und unter Beteiligung der Öffentlich-
keit den Bedarf an Neu-, Aus- und auch Rückbau von
Verkehrswegen – unter besonderer Berücksichtigung der
betroffenen Umweltbelange – im Sinne einer Netzbe-
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trachtung ermittelt. Grundsätzlich sollten dabei zukünftig
die Erhaltung bzw. die Verbesserung der Infrastruktur-
qualität Vorrang vor Streckenneubauten haben. Um den
solchermaßen auf eine neue Planungsgrundlage gestellten
Umbau der Verkehrsinfrastruktur auch auf eine stabile fi-
nanzielle Basis zu stellen, ist zudem eine Verstetigung der
Investitionsvolumina unabhängig von der aktuellen Haus-
haltslage und auf ausreichend hohem Niveau erforderlich.

Um die technologischen Grundlagen für den notwendigen
Umbau des Verkehrssystems zu schaffen, ist eine strategi-
sche FuE-Förderung (FuE – Forschung und Entwicklung)
erforderlich. Angesichts der bestehenden Unsicherheiten
hinsichtlich der Potenziale verschiedener technologischer
Ansätze zur Dekarbonisierung des Güterverkehrs ist eine
breit gefächerte technologieoffene, dabei möglicherweise
auch kostenintensivere Förderstrategie einer frühzeitigen
technologischen Festlegung vorzuziehen. Konzepte, die
auf erneuerbarer Elektrizität basieren, sollten auch hin-
sichtlich der Energieversorgung des Straßengüterverkehrs
verstärkt in den Fokus gerückt werden. Dies erscheint mit
Blick auf die langfristig anzustrebenden ambitionierten
THG-Minderungen des Güterverkehrs und das begrenzte
Zielbeitragspotenzial von Biokraftstoffen erforderlich.

Kurz- bis mittelfristig können vor allem finanzielle An-
reize, verkehrslenkende Maßnahmen und technische
Standards zur Erhöhung der Energie- und CO2-Effizienz
innerhalb der bestehenden Strukturen des Güterverkehrs
beitragen und somit dessen ökologischen Fußabdruck re-
duzieren: 

– Die Bundesregierung sollte zeitnah die Möglichkeiten
der überarbeiteten Eurovignetten-Richtlinie nutzen,
um zum einen den Straßengüterverkehr stärker an sei-
nen externen Umweltkosten zu beteiligen und zum an-
deren durch eine effizientere Verkehrslenkung – unter
Zuhilfenahme der Möglichkeiten einer zeitlichen
Mautdifferenzierung – staubedingte Umweltkosten
des Straßengüterverkehrs zu reduzieren. Um die Ef-
fektivität der Maut zu erhöhen und Ausweichreaktio-
nen zu vermeiden, sollten Straßenbenutzungsgebühren
bereits für Lkws ab 3,5 t und möglichst umfassend
auch auf dem nachgeordneten Straßennetz erhoben
werden. Die Maut-Einnahmen sollten verpflichtend in
Verwendungen fließen, die mit den langfristigen Kli-
mazielen im Einklang stehen, vornehmlich in den
Ausbau und die Verbesserung der Schieneninfrastruk-
tur. Die derzeitige Zweckbindung der Einnahmen aus
der Lkw-Maut in Deutschland zugunsten des Straßen-
verkehrs lehnt der SRU als nicht zielführend ab. Im
Rahmen zukünftiger Reformen der Richtlinie sollte
die Bundesregierung zudem darauf hinwirken, dass
weitere externe Kosten des Straßengüterverkehrs in-
ternalisiert werden.

– Die Vorschläge der Europäischen Kommission für
eine Reform der Kraftstoffbesteuerung bedeuten einen
Schritt in Richtung einer Bepreisung des THG-Aus-
stoßes durch den Straßenverkehr, der ökologischen
Kriterien gerecht wird. Die Bundesregierung sollte die
vorgeschlagene Bemessung der Steuersätze gemäß des

Energie- und Kohlenstoffgehalts der Kraftstoffe unter-
stützen sowie auf angemessen hohe europäische Min-
destsätze hinwirken, um Ausweichverhalten der Ver-
kehrsteilnehmer vor allem im grenzüberschreitenden
Straßengüterfernverkehr zu vermeiden. 

– Auf EU-Ebene sollten CO2-Grenzwerte für schwere
Nutzfahrzeuge eingeführt werden, um bisher noch un-
genutzte Potenziale zur Verbesserung der Kraftstoffef-
fizienz im Straßengüterverkehr zu erschließen und
weitere Fortschritte anzureizen. Es sollte ein mög-
lichst umfassender Regulierungsansatz gewählt wer-
den, der auch Maßnahmen zur Verringerung des Roll-
und Luftwiderstandes der Fahrzeuge berücksichtigt.

Abschließend lässt sich festhalten, dass anspruchsvolle
klimapolitische Langfristziele nur erreichbar sind, wenn
die derzeitigen Emissionstrends im Güterverkehr gebro-
chen und umgekehrt werden. Dies stellt eine enorme He-
rausforderung dar, die jedoch erfolgreich bewältigt wer-
den kann, wenn sie entschlossen angenommen wird und
die fundamentalen Weichen zur klimaverträglichen Um-
gestaltung des Güterverkehrssystems jetzt gestellt wer-
den. 
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